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Kurzbeschreibung

Ein integrativer Politikansatz zielt auf die Verbesserung der Lebensbe-
dingungen in einer Vielzahl von Dimensionen bei Bewahrung der na-
turlichen Lebensgrundlagen ab, und diese Dimensionen muissen in eine
sinnvolle moderne Wohlstandsdefinition einflieBen. Ein moderner Wohl-
standsbegriff ist viel breiter zu fassen als die traditionellen Mafizahlen
zum Bruttoinlandsprodukt. Auch die Begrenzung der Staatsverschuldung,
wie sie nun sowohl im Grundgesetz mit der Schuldenbremse als auch ab-
sehbar auf EU-Ebene mit dem Fiskalpakt festgeschrieben ist, kann keinen
Wohlstandszuwachs garantieren. Wohlstand muss aber nicht nur anders
definiert werden, sondern diese Definition muss auch in die praktische
Regierungsarbeit einflieBen. Zudem muss fiir einen politischen Erfolg die
neue Wohlstandsdefinition effektiv medial vermittelt werden, um die Uber-
legenheit einer sozial-Okologisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik gegen-
Uber traditioneller Wirtschaftspolitik aufzuzeigen, die auf Steigerung des
BIP ohne Riucksicht auf Verteilungsfragen und 6kologische Fragen setzt.
Wir schlagen als Ldsung fir diese Herausforderung eine Reform des Stabi-
litats- und Wachstumsgesetzes von 1967 vor, mit einem neuen magischen
Viereck mit den Oberzielen materieller Wohlistand, dkologische Nachhal-
tigkeit, soziale Nachhaltigkeit und Zukunftsfahigkeit der Staatstatigkeit
und der Staatsfinanzen. Diese Oberziele sollten in Einzelzielen konkreti-
siert werden und in konkrete, Uiberprifbare, quantitative Zielquoten fiir Re-
gierungshandeln einflieRen, fir deren Einhaltung sich die Regierung in
einem neuen ,Jahreswohlstandsbericht® rechtfertigen muss. Wir glauben,
dass uber einen solchen Rahmen Wirtschaftspolitik in Deutschland besser
strategisch ausrichtbar wird und leichter normative Wertungen und Ziele
diskutiert werden kdnnen.
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Zusammenfassung

Ein integrativer Politikansatz zielt auf die Verbesserung der Lebensbedingungen in einer Vielzahl von
Dimensionen bei Bewahrung der natirlichen Lebensgrundlagen ab, und diese Dimensionen miissen
in eine sinnvolle moderne Wohlstandsdefinition einflieRen. Ein moderner Wohlstandsbegriff ist viel
breiter zu fassen als die traditionellen MaRzahlen zum Bruttoinlandsprodukt. Auch die Begrenzung
der Staatsverschuldung, wie sie nun sowohl im Grundgesetz mit der Schuldenbremse als auch
absehbar auf EU-Ebene mit dem Fiskalpakt festgeschrieben ist, kann keinen Wohlstandszuwachs
garantieren.

Wohlstand muss aber nicht nur anders definiert werden, sondern diese Definition muss auch in die
praktische Regierungsarbeit einflieRen. Zudem muss fiir einen politischen Erfolg die neue
Wohlstandsdefinition effektiv medial vermittelt werden, um die Uberlegenheit einer sozial-
okologisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik gegeniiber traditioneller Wirtschaftspolitik aufzuzeigen,
die auf Steigerung des BIP ohne Riicksicht auf Verteilungsfragen und 6kologische Fragen setzt.

Wir schlagen als Losung flr diese Herausforderung eine Reform des Stabilitdts- und
Wachstumsgesetzes von 1967 vor, mit einem neuen magischen Viereck mit den Oberzielen
materieller Wohlstand, 6kologische Nachhaltigkeit, soziale Nachhaltigkeit und Zukunftsfahigkeit der
Staatstatigkeit und der Staatsfinanzen. Diese Oberziele sollten in Einzelzielen konkretisiert werden
und in konkrete, Gberprifbare, quantitative Zielquoten fiir Regierungshandeln einflieRen, fiir deren
Einhaltung sich die Regierung in einem neuen ,Jahreswohlstandsbericht” rechtfertigen muss. Wir
glauben, dass Uber einen solchen Rahmen Wirtschaftspolitik in Deutschland besser strategisch
ausrichtbar wird und leichter normative Wertungen und Ziele diskutiert werden kénnen.

JEL Classification: E61, H50, H60, | 31, Q50

Keywords: Economic policy objectives, indicators of economic policy performance, regulation of
economic policy



Ziele und Zielkonflikte der Wirtschaftspolitik und Ansatze fir
Indikatoren und Politikberatung

Sebastian Dullien und Till van Treeck

1 Einfithrung

Die Debatte Uber wirtschaftspolitische Ziele in Deutschland ist von einer gewissen Schizophrenie
gekennzeichnet: Die Realitdt der wirtschaftspolitischen Erkenntnis entkoppelt sich zunehmend von
den tatsachlichen institutionellen Rahmensetzungen. In der Wissenschaft ist langst anerkannt, dass
traditionelle, eindimensionale Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung wie das Bruttoinlandsprodukt
die Wohlstandsentwicklung nur unzureichend abbilden. Aus diesem Grund hat auch der Deutsche
Bundestag Ende 2010 auf Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und Biindnis 90/Die Griinen
eine Enquete-Kommission ,Wachstum, Wohlstand, Lebensqualitit — Wege zu nachhaltigem
Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt in der Sozialen Marktwirtschaft“ mit dem Ziel
eingesetzt, einen ganzheitlichen Wohlstands- und Fortschrittsindikator zu entwickeln,®, der eine
Breite von Aspekten einbeziehen soll, die neben materiellem Lebensstandard unter anderem auch
soziale Inklusion und Kohéasion, intakte Umwelt und Verfligbarkeit begrenzter natlirlicher
Ressourcen, Bildungschancen und die Qualitat 6ffentlicher Daseinsvorsorge einbeziehen soll.

Andererseits hat sich der institutionelle Rahmen in Deutschland in den vergangenen Jahren hin zu
einer Verengung auf immer weniger wirtschaftspolitische Ziele entwickelt. Zwar schreibt das
weiterhin giiltige Stabilitdts- und Wachstumsgesetz von 1967 neben Wirtschaftswachstum auch
einen hohen Beschaftigungsstand, niedrige Inflation und ein auBenwirtschaftliches Gleichgewicht als
verbindliche Ziele der Wirtschaftspolitik von Bund und Landern vor, allerdings hat die Verankerung
der Schuldenbremse im Grundgesetz und der absehbaren Ratifizierung des Fiskalpakts auf
europdischer Ebene dazu beigetragen, dass rechtlich alle anderen wirtschaftspolitischen Ziele de
facto hinter dem Ziel der Begrenzung staatlicher Neuverschuldung zuriicktreten missen. Auch im
offentlichen Diskurs spielt die Frage der Staatsfinanzen — nicht zuletzt wegen der aktuellen Euro-Krise
— eine herausgehobene Rolle, erst mit einigem Abstand gefolgt von Sorgen um Arbeitslosigkeit.>

Hieraus ergeben sich eine Reihe von Problemen: Erstens wird die Verengung der
wirtschaftspolitischen  Debatte auf die jahrlichen Budgetdefizite den vielschichtigen
Herausforderungen an die Nachhaltigkeit unseres Wirtschaftens nicht gerecht.’

! vgl. Enquete Kommission (2012a).
2 Vgl. Institut fur Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (2011), S. 19ff.

® Im Beschluss des Deutschen Bundestages zur Einsetzung der Enquete Kommission (Drucksache 17/3853) heiRt es: ,Wir
stehen vor groBen Herausforderungen: Die Unsicherheiten (ber die weitere Entwicklung der Wirtschaft, des
Arbeitsmarktes, der Finanzmarkte sowie der demographische Wandel und die steigende Staatsverschuldung beunruhigen
die Menschen ebenso wie die Gefahren des Klimawandels, der Verlust von biologischer Vielfalt, die mangelnde
Generationengerechtigkeit und die soziale Ungleichheit auf globaler wie auf nationaler Ebene. All dies hat eine



Zweitens nimmt diese Verengung eigentlich notwendige Abwagungen vorweg, wenn es um
Komplementaritdten oder Zielkonflikte zwischen unterschiedlichen 6konomischen, sozialen und
okologischen Dimensionen der Wohlstandsentstehung und Nachhaltigkeit geht, deren Einschatzung
und Gewichtung von fachlichen und normativen politischen Entscheidungen abhdngen sollte: So
konnte etwa eine Verbesserung des Staatsdefizits durch Kiirzungen bei staatlichen Bildungsausgaben
und Infrastrukturausgaben erreicht werden, aber der Nebeneffekt kdnnte eine Verschlechterung des
an kiinftige Generationen weitergegebenen Kapitalstocks und des Humankapitals sein. Kirzungen
von Sozialausgaben und von staatlichen Investitionen in den Umweltschutz mdgen zur Einhaltung der
auf européischer Ebene vereinbarten Defizitziele notwendig erscheinen, gefdhrden aber zugleich das
Erreichen verteilungs- und umweltpolitischer Ziele. Deregulierung der Finanzmarkte mag kurzfristig
BIP-Zuwéachse (und Steuereinnahmen) erzeugen, bringt aber das Risiko kiinftiger Finanzkrisen mit
sich, die wiederum zu einem Anstieg der Staatsverschuldung beitragen wiirden. Die Zunahme der
Lohn- und Einkommensungleichheit mag je nach wirtschaftspolitischem Standpunkt entweder als
Voraussetzung fir geringere Arbeitslosigkeit und héheres BIP-Wachstum angesehen werden oder als
Ursache makrookonomischer Instabilitat. Kraftige BIP-Zuwachse konnen den materiellen Wohlstand
erhohen, gehen aber unter gegenwartigen Bedingungen mit  klimaverandernden
Treibhausgasemissionen einher. Gleichzeitig wiinschen sich zwar viele Menschen hdhere
Einkommen, aber auch geringere Arbeitszeiten und eine bessere ,Work-Life-Balance”. Hoheres
Wachstum um den Preis von weniger Freizeit und mehr Stress konnte nicht zuletzt auch vermehrte
gesundheitliche Belastungen zur Folge haben.

Gerade diese Vorwegnahme wirtschaftspolitischer Prioritdten erschwert die Kommunikation eines
integrativen Politikansatzes, dessen Erfolg gerade nicht nur in reinem Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts und Verringerung der Staatsdefizite abzulesen ware, sondern in einer
Verbesserung des Wohlbefindens der breiten Bevolkerung und dem Schutz unserer 6kologischen
Lebensbedingungen: Wenn de jure durch die Rahmensetzung und de facto durch den Fokus medialer
Aufmerksamkeit diese anderen, wichtigen Dimensionen von Wohlstand und Nachhaltigkeit als
weniger dringlich dargestellt werden, erscheint automatisch eine Politik attraktiver, die sich einzig
auf Erfallung des Wachstums- und Defizitziels konzentriert.

Vor diesem Hintergrund soll der vorliegende Aufsatz der Frage nachgehen, wie ein geeigneter neuer
Regulierungsrahmen aussehen kann. Dieser misste einerseits kompakt genug sein, um Politik und
Offentlichkeit eine leicht verstandliche und pragnante Orientierungshilfe bei der Einschitzung des
gesellschaftlichen Wohlstands und seiner Nachhaltigkeit zu geben. Er misste aber andererseits auch
differenziert genug sein, damit mogliche Zielkonflikte sichtbar bleiben und die somit notwendigen
normativen Abwagungen nicht durch eine allzu technokratische Wohlstandsdefinition entpolitisiert
werden. Ein neuer Regulierungsrahmen misste also so allgemein und konsensfahig sein, dass er fir
kiinftige Regierungen unabhangig von der parteipolitischen Zusammensetzung verbindlich ist,
gleichzeitig aber hinreichend Spielraum bietet fiir politische Schwerpunktsetzungen.

So wiére es nicht zielfihrend, als Alternative zum BIP einen neuen, umfassenden Indikator zu
entwickeln, der in einer einzigen Kennzahl unterschiedliche Dimensionen des gesellschaftlichen

grundlegende Diskussion liber gesellschaftlichen Wohlistand, individuelles Wohlergehen und nachhaltige Entwicklung
angestoRen.”



Wohlstands zusammenfasst. Zwar héatte ein solcher Indikator den Vorteil, pragnant und medial
einfach kommunizierbar zu sein. Die Fokussierung auf einen einzelnen Verbundindikator wiirde aber
— neben erheblichen technischen Problemen bei der Aggregation der Einzelindikatoren — die Gefahr
mit sich bringen, dass politische Wertentscheidungen im politischen Prozess nicht mehr hinreichend
kenntlich gemacht wiirden, sondern hinter einer scheinbar objektiven Kennzahl (,nationaler
Wohlstand”, , nationales Gliick”, etc.) versteckt blieben (vgl. Enquete Kommission, 2012a).

Wichtig ware es vielmehr, Zielkonflikte nicht nur offensiv zu benennen, sondern auch Instrumente zu
schaffen, wie die verschiedenen Ebenen des deutschen Féderalismus (einschlielich der
europaischen Ebene) mit diesen Zielkonflikten umgehen kénnen und sinnvolle Kompromisse
entwickeln kdnnen.

Wir schlagen dabei vor, nach dem Modell des Stabilitats- und Wachstumsgesetzes von 1967 ein
neues ,Stabilitats- und Wohlstandsgesetz”4 zu entwickeln, das erstens die multidimensionalen Ziele
fur die Wirtschaftspolitik der verschiedenen Ebenen der offentlichen Hand definiert, zweitens ein
Berichtswesen schafft, das die Fortschritte auf den einzelnen Ebenen geblindelt darstellt, gleichzeitig
aber die moglichen Konflikte und Komplementaritdten zwischen den Einzelzielen aufzeigt, und
drittens ein Koordinationselement fiir die unterschiedlichen Ebenen des Féderalismus schafft.” Da
Deutschland heute viel starker als 1967 oder auch als 1990 in den europdischen Rahmen
eingebunden ist, sollen die Versprechungen Deutschlands gegeniber den EU-Partnern ebenso
bericksichtigt werden wie eine mogliche Koordination mit der europaischen Ebene in der Zukunft.

Dabei werden in dieser Studie die im Grundgesetz festgelegte Schuldengrenze und die Regeln des
EU-Fiskalpakts als gegeben akzeptiert. Unabhdngig von der inhaltlichen Bewertung der
Schuldenbremse reflektiert dieser Ansatz die Erkenntnis, dass angesichts des bald ratifizierten
europdischen Fiskalpakts und der notwendigen Mehrheiten zu einer Anderung des Grundgesetzes
diese rechtlichen Rahmenbedingungen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit auf absehbare Sicht
Bestand haben werden.

Der Rest der Studie ist dabei wie folgt strukturiert: Zunachst fassen wir kurz die Politikziele
zusammen, zu denen Deutschland sich durch nationales Recht und europaische Vereinbarungen im
Bereich Wirtschaft/Wohlstand/Nachhaltigkeit bereits verpflichtet hat (Abschnitt 2). Danach wird
einerseits mit Bezug auf die aktuelle Debatte zum Thema erortert, welche grundsatzlichen weiteren
Ziele das Stabilitats- und Wohlstandsgesetz umfassen sollte (Abschnitt 3). Darauf aufbauend werden
in Abschnitt 4 dann konkrete Vorschlage fiir einen politischen Regulierungsrahmen und ein
entsprechendes Berichtswesen inklusive einer Reform des Sachverstdandigenrates gemacht, die diese
Politikziele zusammenziehen und mogliche Zielkonflikte politisch konstruktiv diskutierbar machen

* Bei der Erstellung der Studie wurde diskutiert, ob das Gesetz nicht besser ,Stabilitdts-, Investitions- und

Wohlstandsgesetz” heiBen sollte. Grundsatzlich ist die genaue Bezeichnung dieses Gesetzes natirlich zweitrangig, wir
waren allerdings die Meinung, dass Investitionen zwar ein zentrales Element wirtschaftlicher Nachhaltigkeit und
Entwicklung ist, aber kein Endziel der Wirtschaftspolitik an sich und deshalb nicht im Titel des Gesetzes auftauchen missen.
Ohne eine kraftige Investitionstatigkeit sowohl der 6ffentlichen Hand als auch des Privatsektors wird keine nachhaltige
Steigerung des Wohlstands méglich sein, aber das Ziel ist Erhalt und Steigerung des Wohlstands, nicht Investitionen an sich.

> Diese Idee knlpft an Debatten aus den frithen 1990er Jahren an, als die Griinen in den Bundestag einen von Rudolf Hickel
und Jan Priewe mitentwickelten Gesetzesentwurf fiir eine Reform des Stabilitats- und Wachstumsgesetzes einbrachten.
Viele Ideen aus diesem urspriinglichen Entwurf finden sich deshalb in abgewandelter Form auch in unserem Vorschlag. Eine
ausfuhrliche Debatte zu der damaligen Gesetzesinitiative findet sich in Stratmann-Mertens et al. (1991).



sollen. Abschnitt 5 diskutiert, wie sich dieser Rahmen von der bisherigen Debatte etwa im
Sachverstandigenrat abhebt und inwieweit unser Vorschlag mit einem besonderen Schwerpunkt auf
soziale Nachhaltigkeit als Grundlage fiir ein neues 6kologisch-soziales Projekt dienen kdnnte.

2 Wirtschaftspolitische, finanzpolitische, 6kologische und
soziale Zielvorgaben durch EU- und nationales Recht

Eine wichtige Leitplanke flir Deutschlands Wirtschaftspolitik sind zweifellos internationale
Verpflichtungen, die Deutschland eingegangen ist. Gerade in den Jahren seit dem Ausbruch der US-
Subprime-Krise 2008 hat Deutschland auf EU-Ebene eine Reihe neuer Abkommen unterzeichnet und
hat dabei zugesagt, bestimmte quantitative Ziele fiir wirtschaftspolitische und 6kologische Variablen
anzustreben bzw. einzuhalten. Im Bereich der Wirtschaftspolitik sind dabei folgende Vertrage bzw.
europdische Regelungen potenziell relevant:

— Das so genannte ,,Six Pack”_zur stdrkeren Koordinierung von Fiskal- und Wirtschaftspolitik in der
Euro-Zone: Im Rahmen dieses EU-Gesetzgebungspaketes verpflichtet sich die Bundesregierung
unter anderem auf die Einhaltung enger fiskalpolitischer Vorgaben, wie einem nahezu
ausgeglichenen Staatshaushalt und dem jdhrlichen Abbau der Schuldenquote um jeweils 1/20
des Wertes, der 60 Prozent des BIP (ibersteigt. Darliber hinaus enthalt das Six Pack Regeln zur
Vermeidung makrodkonomischer Ungleichgewichte. Allerdings gibt es anders als fir den
Fiskalbereich keine fest definierten Grenzwerte, deren Verletzung sanktionsbehaftet ware. Statt
dessen werden makrodkonomische Ungleichgewichte im Rahmen eines Score-Board-Ansatzes
mit einer Vielzahl von Indikatoren bewertet, wobei zwar Grenzwerte fir die einzelnen
Indikatoren definiert sind, eine Verletzung des makrodkonomischen Gleichgewichts aber nur
nach Gesamtbetrachtung aller Indikatoren festgestellt werden kann und mithin die Verletzung
einzelner Indikatoren ohne Konsequenz bleibt.

— Der Fiskalpakt: Dieser Vertrag schreibt einige der Regeln des Six Pack, wie die Einhaltung einer
engen Grenze flr das so genannte strukturelle 6ffentliche Defizit von maximal 0,5 Prozent des
BIP oder den zlgigen Abbau der Schulden Uber dem Grenzwert von 60 Prozent des BIP (die
1/20er Regel) noch einmal in einem vélkerrechtlichen Vertrag fest.®

— Der_Euro-Plus-Pakt: Dieser Vertrag soll der Starkung der Wettbewerbsfahigkeit dienen. Im
Rahmen dieses Vertrages sollen alle Mitgliedslander jedes Jahr Ziele definieren, die sie in den
kommenden zwolf Monaten umsetzen wollen. Neben qualitativen Zielen (etwa der Abschaffung
von Lohnindexierung) konnen dabei auch quantitative wirtschaftspolitische Ziele festgelegt
werden.

— Die Europa 2020-Strategie: Im Rahmen dieser Vereinbarung haben sich die EU-Staaten zur
Einhaltung quantitativer Ziele in den Bereichen Beschaftigung, Armutsbekampfung, Bildung,
Forderung von Forschung und Innovation und Klimaschutz verpflichtet. Diese Ziele werden im
Rahmen nationaler Strategien noch einmal konkretisiert und verscharft.

Dariber hinaus gilt fir Deutschland weiter der Stabilitats- und Wachstumspakt, der Budgetdefizite
auf 3 Prozent des BIP begrenzt. Allerdings hat dieses Ziel nach Inkrafttreten des Six Pack und des
Fiskalpakts kaum noch Relevanz, weil bei Einhalten des strukturell anndhernd ausgeglichenen
Staatshaushaltes in der Regel kein tatsachliches Defizit von mehr als 3 Prozent des BIP auftreten
sollte.

® Zum Verhiltnis von Six Pack und Fiskalpakt, siehe Dullien (2012).



AulRerdem hat sich Deutschland den Zielen des Kyoto-Protokolls zum Klimaschutz verpflichtet. In
dem Protokoll hatte sich die EU verpflichtet, die Emission der wichtigsten Treibhausgase bis 2012
gegenliber 1990 um 8 Prozent zu verringern, Deutschland hatte eine Reduktion um 21 Prozent
zugesagt. Neue, international verbindliche Verpflichtungen zur Emissionsreduktion flir die Zeit nach
Ende 2012 sind bisher noch nicht vereinbart worden.

Tabelle 1 fasst die in den internationalen Vereinbarungen vorgegebenen quantitativen Ziele
zusammen. Dabei sind nur solche Indikatoren erfasst, die eine eindeutige und harte Vorgabe
enthalten. Die Vorgaben aus dem Euro-Plus-Pakt bleiben ausgeklammert, da der Pakt vorsieht, jedes
Jahr neue Ziele aufzustellen, und darliber hinaus nur sehr grobe Oberziele definiert.



Tabelle 1: Quantitative Ziele der Wirtschaftspolitik laut internationalen Vereinbarungen

Internationale
Vereinbarung

Themenfeld

EU-Vorgabe

Ziele fiir Deutschland

Stabilitats- und
Wachstumspakt

Staatsfinanzen

Staatsdefizit von weniger als 3 Prozent des BIP

Six Pack

Staatsfinanzen

Strukturell anndahernd ausgeglichener Staatshaushalt (definiert am
mittelfristigen Haushaltsziel der einzelnen Lander, i.d.R. nicht mehr als
0,5 Prozent des BIP)

Bei Landern mit Staatsschulden von mehr als 60 Prozent: Jahrlicher
Abbau von 1/20 des Anteils, der 60 Prozent Uibersteigt

Six Pack

Makrodkonomisches
Gleichgewicht

Score-Board-Ansatz mit folgenden Indikatoren:

Durchschnittlicher Leistungsbilanzsaldo fiir die letzten 3 Jahre in Prozent
des BIP, mit Schwellenwerten von + Prozent des BIP und — 4 Prozent des
BIP;

Netto-Auslandsvermdgensstatus in Prozent des BIP, mit einem
Schwellenwert von -35 Prozent des BIP;

prozentuale Verdnderung der Exportmarktanteile tiber 5 Jahre (in
Werten), mit einem Schwellenwert von -6 Prozent des BIP;

prozentuale Verdnderung der nominalen Lohnstiickkosten lber 3 Jahre,
mit Schwellenwerten von +9 Prozent fiir Linder des Euro-Gebiets und
+12 Prozent fur Lander auBerhalb des Euro-Gebiets;

prozentuale Veranderung der realen effektiven Wechselkurse auf der
Grundlage der HVPI/VPI-Deflatoren tber 3 Jahre, im Vergleich zu 35
weiteren Industrieldndern, mit Schwellenwerten von -/+5 Prozent fir
Lander des Euro-Gebiets und -/+11 Prozent fiir Linder auRerhalb des
Euro-Gebiets;

Schulden des privaten Sektors in Prozent des BIP mit einem
Schwellenwert von 160 Prozent;

Kreditfluss (Veranderung des Bruttoschuldenstands) des privaten
Sektors in Prozent des BIP mit einem Schwellenwert von 15 Prozent

jahrliche Veranderung der Immobilienpreise im Vergleich zu einem
Eurostat-Deflator des privaten Verbrauchs, mit einem Schwellenwert
von 6 Prozent;

Schulden des Sektors Staat in Prozent des BIP mit einem Schwellenwert
von 60 Prozent; durchschnittliche Arbeitslosenquote fiir die letzten 3
Jahre, mit einem Schwellenwert von 10 Prozent.

Fiskalpakt

Staatsfinanzen

Strukturell anndhernd ausgeglichener Staatshaushalt (definiert am
mittelfristigen Haushaltsziel der einzelnen Lander, i.d.R. nicht mehr als 0,5
Prozent des BIP)

Bei Landern mit Staatsschulden von mehr als 60 Prozent: Jahrlicher Abbau
von 1/20 des Anteils, der 60 Prozent Ubersteigt.

Europa 2020

Beschaftigung

75 Prozent der 20 bis -
64-jahrigen sind erwerbs-tatig

Ausbau der Erwerbstatigen-quote
(20-64 Jahre) auf 77 Prozent

—  Erwerbstétigenquote (50-64
Jahre) von 60 Prozent

—  Erwerbstdtigenquote von Frauen:
73 Prozent




Forschung und 3 Prozent des EU-BIP werden in 3 Prozent des deutschen BIP
Entwicklung (F&E) Forschung und Entwicklung sollen in Forschung und
investiert Entwicklung investiert werden
(2/3 privater und 1/3 6ffentlicher
Sektor)
Ausgaben im Bereich Forschung
und Bildung: 10 Prozent des BIP
bis 2015

Klimawandel —  Treibhausgas-emissionen Treibhausgasemissionen werden
werden um mindestens um 40 Prozent gegeniiber 1990
20 Prozent des Standes gesenkt (bis 2050 um 80-95
gegeniiber 1990 reduziert Prozent)

— 20 Prozent der Energie wird Erneuerbare Energien sollen
aus erneuerbaren Energien 18 Prozent des Brutto-
geschaffen endenergieverbrauchs
. o ausmachen (bis 2050:
— Die Erjerg|ee.ff|2|enz 60 Prozent )
vergrofert sich um 20 Prozent
Priméarenergieverbrauch bis 2020
um 20 Prozent gegeniiber 2008
senken (bis 2050:
50 Prozent)

Bildung —  Rate der Schulabbrecher Die Schulabganger ohne einen
Raten auf unter 10 Prozent Abschluss der Sekundarstufe Il
reduzieren sollen auf weniger als 10 Prozent

. reduziert werden
—  Mindestens 40 Prozent der 30-
34-jahrigen beenden eine Anteil der 30 bis 34-jahrigen mit
akademische Ausbildung einem tertidren Abschluss soll auf
42 Prozent gesteigert werden
Armut/soziale Europaweit: Mindestens 20 Die Anzahl der Langzeitarbeitslosen
Ausgrenzung Millionen Menschen weniger leben | soll um 20 Prozent gegenliber 2008
in Armut bzw. sozialer reduziert werden
Ausgliederung (oder gehoren zur
Risikogruppe)

Quelle: Eigene Darstellung

3 Was fehlt fiir echte Nachhaltigkeit, Wohlstand und Stabilitat?

Auch wenn Deutschland durch internationale Vereinbarungen einige klar definierte quantitative
Verpflichtungen eingegangen ist, hat der geltende Rahmen eine Reihe von Problemen. Zum einen
gibt es durch die unterschiedliche Art der den Zielen zu Grunde liegenden Rechtsakte eine inhaltlich
kaum zu rechtfertigende Hierarchie der Ziele, zum anderen fehlen wichtige Indikatoren, so dass ein
Einhalten der oben beschriebenen quantitativen Ziele durchaus auch mit einer Verschlechterung des
tatsachlichen Wohlergehens der Bevolkerung oder einer Vernachldassigung von Zielen der
Nachhaltigkeit vorstellbar ist.

So sind die Schuldenbremse und die Vorgaben zur Begrenzung von Staatsverschuldung inzwischen im
deutschen Grundgesetz verankert und lber den Fiskalpakt noch einmal mit einem internationalen
Vertrag festgeschrieben. Die Ziele des Six Pack sind normale europdische Gesetzgebung, wobei es bei
Verletzung der Fiskalziele relativ einfach moglich ist, Sanktionen zu verhadngen, bei den anderen
Zielen zu makrodkonomischen Stabilitdt aber durch den Score-Board-Ansatz eine gewisse




Beliebigkeit gegeben ist. Die Europa 2020-Ziele, die derzeit die einzigen umfassenden internationalen
Verpflichtungen Deutschlands zum weiteren Klimaschutz beinhalten, sind nicht mehr als
Absichtsbekundungen der europaischen Regierungen, ohne Sanktionsmoglichkeiten.

Diese Hierarchisierung ist nicht nachzuvollziehen, da eine Verletzung der Nachhaltigkeit etwa bei den
gesamtwirtschaftlichen Zukunftsinvestitionen ebenso wie bei der 6kologischen Nachhaltigkeit auf
den Wohlstand kinftigerer Generationen einen mindestens ebenso groRen Einfluss hat wie eine
Vernachlassigung der Vorgabe der Schuldenbegrenzung. Wie bei einem Unternehmen dirfen auch
beim Staat oder bei einer Volkswirtschaft nicht alleine die Schulden betrachtet werden, sondern es
miussen auch die Vermogensgegenstdande beriicksichtigt werden. Ein Fernseh-Hersteller, der aus
Angst vor Verschuldung zu Beginn des Jahrhunderts Investitionen in die Flachbildschirm-Technologie
ausgeschlagen hat, mag zwar einen Anstieg der Schulden verhindert haben, er ware jetzt aber auch
vom Markt verschwunden. Ein Waldbesitzer, der in wirtschaftlich schlechten Jahren aus Angst vor
Verschuldung lieber alle Biume abholzt und verkauft, statt einen Uberbriickungskredit
aufzunehmen, hat am Ende die 6kologische Grundlage seines Wirtschaftens zerstort und nichts an
Nachhaltigkeit gewonnen.

Fir die Wirtschaftspolitik bedeutet dies: Nachhaltigkeit beim 6ffentlichen Schuldenstand darf weder
isoliert noch herausgehoben angepeilt oder analysiert werden. Stattdessen muss Nachhaltigkeit in
mehreren Dimensionen betrachtet werden. Neben der 6kologischen Nachhaltigkeit sollten in eine
solche Betrachtung auch die soziale Nachhaltigkeit sowie die Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit in
seiner ganzen Breite eingehen. Nachhaltigkeit ware hier in dem Sinne zu verstehen, dass der aktuell
eingeschlagene wirtschaftliche Entwicklungspfad mit ausreichender Wahrscheinlichkeit auf Dauer
fortgesetzt werden kann, ohne dass es in einer der Dimensionen zu schweren Krisen kdme. Diese
Definition von Nachhaltigkeit erlaubt durchaus, dass z.B. heute mehr von natirlichen Ressourcen
verbraucht wird, als dies fir kiinftige Jahre in alle Ewigkeit moglich ware. Notwendig fir die Erfillung
der Nachhaltigkeitsbedingung ware hier nur, dass ein realistisches Konzept implementiert ist, den
Naturverbrauch in der Zukunft ausreichend zu reduzieren. Die wirde bedeuten, dass die
Ressourceneffizienz (also die verbrauchten natiirlichen Ressourcen pro Euro Wirtschaftsleistung) sich
hinreichend schneller verbessert, als die Wirtschaft wachst.

Die Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit wiirde die ganze Breite des Einflusses staatlicher Aktivitat mit
erfassen. Neben der Verschuldung des 6ffentlichen Sektors miisste dafiir nicht nur der 6ffentliche,
produktive Kapitalstock wie StraBen, Schulen oder Universitdten betrachtet werden, sondern auch
offentliche Ausgaben, die entweder in der Zukunft Einschrankungen des Wohlstands vermeiden und
damit kinftige Kosten der offentlichen Hand senken (also Ausgaben zum Umweltschutz) oder
Wohlstand und damit Einnahmen fiir die 6ffentliche Hand generieren (also etwa Ausgaben fir
Bildung). Diese Definition von zu bericksichtigen Ausgaben ist damit in einigen Bereichen enger
gefasst als die traditionelle gemessene oOffentliche Nettoinvestitionsquote, in anderen Bereichen
weiter: Die traditionelle Nettoinvestitionsquote misst den Anteil der nach den Standards der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung abgegrenzten Investitionsausgaben am Bruttoinlandsprodukt.
In dieser Investitionsquote sind allerdings einerseits Ausgaben enthalten, die keinen ausreichenden
Zuwachs von Wohlstand und potenziellen Staatseinnahmen fiir die Zukunft generieren, andererseits
Ausgaben ausgeschlossen, die kiinftige Verbesserungen der besteuerbaren Wirtschaftsleistung
schaffen. Um dieses Problem zu losen, widre es zweckmalig, die traditionelle Kennziffer der



Nettoinvestitionen um Bildungsausgaben und 6ffentliche Ausgaben fiir Forschung und Entwicklung
zu erweitern, gleichzeitig etwa die Erstellung von Prestigebauten wie SpalRbddern oder Opern aus
dieser Kennziffer heraus zu rechnen.

Makrotkonomische Stabilitat ist ebenfalls ein wichtiges Element der Nachhaltigkeit, das in den
internationalen Verpflichtungen Deutschlands unterbelichtet ist. Neben der offentlichen
Verschuldung ist dabei — wie uns die US-Subprime-Krise ebenso wie die Euro-Krise in Landern wie
Irland und Spanien jungst schmerzhaft vor Augen gefiihrt hat — die private Verschuldung ein
wichtiger Risikofaktor. Eng verbunden mit der privaten Verschuldung ist die Leistungsbilanz eines
Landes: Diese zeichnet die Veranderung der Vermdgensposition eines Landes gegeniliber dem Rest
der Welt ab. Leistungsbilanzdefizite bedeuten dabei einen Zuwachs der Nettoauslandsverschuldung,
Leistungsbilanziiberschiisse einen Zuwachs der Nettoauslandsforderungen. Makrodkonomische
Stabilitat ist dabei sowohl gefdhrdet, wenn die Leistungsbilanzposition einen starken Anstieg der
eigenen Verschuldung anzeigt, als auch, wenn hohe Leistungsbilanziiberschiisse darauf hindeuten,
dass wichtige Handelspartner in nicht-nachhaltige Verschuldungstrends gedriickt werden. In beiden
Fallen ist mittel- und langfristig eine krisenhafte Korrektur nur schwer zu verhindern und damit die
Definition von Nachhaltigkeit verletzt. Diese grundsétzliche Lehre ist auch im Rahmen des Score-
Boards des Six Pack aufgenommen worden, aber die Konstruktion des Score-Board als Liste von
Warnindikatoren und die spezielle asymmetrische Ausgestaltung des Leistungsbilanzzieles fiihren am
Ende zu einer Untergewichtung dieser Faktoren.

Soziale Nachhaltigkeit ist ein Feld, das ebenfalls sowohl in Deutschlands internationalen
Verpflichtungen als auch in vielen Diskussionsstrangen unterbelichtetet ist. Zum einen ist wachsende
Ungleichheit empirisch mit fallender Lebenszufriedenheit verbunden. Zum anderen drohen bei
extremer oder stark steigender Ungleichheit oder Ausgrenzung von groRReren Bevolkerungsgruppen
soziale Unruhen und politischer Extremismus.

Moglicherweise aber sogar wichtiger ist, dass soziale Nachhaltigkeit wichtige Interaktionen mit
anderen Dimensionen der Nachhaltigkeit aufweist: Wie weiter unten in Kapitel 5 ausgefiihrt, kann
wachsende Verteilungsungleichheit nicht nur die makrookonomische Stabilitat gefahrden, weil sie zu
einer anhaltenden Schwache der aggregierten Nachfrage oder nicht-nachhaltigen
Verschuldungstrends bei den Privathaushalten fiihren kann, sondern auch die &kologische
Nachhaltigkeit unterminieren, wenn sich materielle Konsumwiinsche am Lebensstil der Reichsten
orientieren. Die Europa-2020-Ziele geben zwar Ziele fir die Eingrenzung des Armutsrisikos vor,
soziale Nachhaltigkeit bedeutet aber eine breitere Begrenzung wachsender Ausgrenzung und
wirtschaftlicher Ungleichheit. Dieser Bereich verdient deshalb mehr Beachtung.

4 Ein neuer Regulierungsrahmen fiir Nachhaltigkeit,
Wohlstand und Stabilitit

Um die wirtschaftspolitische Debatte von einer einseitigen Ausrichtung auf Schuldenbegrenzung zu
verbreitern und der Politik Anreize zu geben, einem breiteren Verstiandnis von Wohlstand und
Nachhaltigkeit zu folgen, muss allerdings mehr getan werden, als nur neue Indikatoren zu erfassen
und Gber die Definition von Wohlstand, Nachhaltigkeit und Investitionen zu reden. Vielmehr muss



die Zielsetzung im normalen Ablauf der Arbeit von Bundes- und Landesregierungen sowie Bundestag
und Landtagen verankert werden. Dafiir ist ein neuer Regulierungsrahmen zu schaffen.

4.1 Ziele des neuen Regulierungsrahmens
Dieser Rahmen sollte die folgenden Ziele haben:

— Er sollte grundsatzliche, langfristige, wirtschaftspolitische Ziele fir die o6ffentliche Hand in
Deutschland definieren.

— Er sollte die wirtschaftspolitische Debatte so verbreitern, dass die einseitige Fixierung auf
Budget-Defizite und offentlichen Schuldenstand aufgelost wird und eine breitere Vision von
Nachhaltigkeit und Wohlstand verfolgt wird.

— Er sollte der Bundes- und den Landesregierungen erleichtern, strategische Wirtschaftspolitik mit
dem Ziel der nachhaltigen Wohlstandssteigerung zu definieren und umzusetzen.

— Er sollte die Bundesregierung (und soweit relevant die Landerregierungen) zwingen, Stellung zu
den moglichen Zielkonflikten zu nehmen und transparent zu machen, welche Ziele sie priorisiert
bzw. wie sie Zielkonflikte aufzulésen gedenkt.

— Er sollte die offentliche Debatte dieser Ziele, ihrer Erflllung und moglicher Zielkonflikte
ermoglichen und fordern.

In einem gewissen Sinn hat fiir Fragen des makrodokonomischen Gleichgewichts die Gesetzgebung
des ,Gesetzes zur Forderung der Stabilitdt und des Wachstums der Wirtschaft (StabG)“ im Jahre 1967
(umgangssprachlich auch Stabilitdts- und Wachstumsgesetz) sowie die Einsetzung des
Sachverstdndigenrates zur gesamtwirtschaftlichen Lage (SVR) 1963 dazu beigetragen, die Qualitat
der wirtschaftspolitischen Debatte zu verbessern und die Regierung zur Erfiillung dieser Ziele
anzuhalten.

Wie oben ausgeflihrt, hat sich allerdings das Verstandnis von Wohlstand und Nachhaltigkeit seit den
1960er Jahren gewandelt. Wahrend das Stabilitdts- und Wachstumsgesetz von 1967 die vier Ziele
Stabilitdt des Preisniveaus, hoher Beschaftigungsstand und aulRenwirtschaftliches Gleichgewicht bei
stetigem und angemessenen Wirtschaftswachstum fir Bund und Lander definierte, ist heute
weitgehend Konsens, dass die Erfiillung dieser Ziele alleine nicht hinreichende Bedingungen fiir eine
nachhaltige Verbesserung von Lebensqualitdt und Wohlstand sind.

Der grundsatzliche Ansatz, der offentlichen Hand wirtschaftspolitische Ziele vorzugeben und Uber
eine gesetzlich festgelegte Berichtsstruktur die Regierung zur offentlichen Stellungnahme zu
zwingen, hat sich allerdings bewahrt. Sowohl das jahrliche Gutachten des SVR als auch der im StabG
vorgeschriebene, jeweils im Januar veroffentlichte Jahreswirtschaftsbericht der Regierung finden
regelmaRig groRe Aufmerksamkeit bei den Medien. Beide Veroffentlichungstermine bieten
Opposition, Interessensgruppen und Medien die Moglichkeit, die Regierungspolitik zu hinterfragen
und zu kritisieren.

Um einen solchen Rahmen auch fiir breitere Wohlstands- und Nachhaltigkeitsziele funktionsfahig zu
machen, missen vier Aspekte angegangen werden:



1. Die wirtschaftspolitischen Oberziele missen qualitativ definiert werden.

2. Diese Oberziele miissen in quantitativ messbaren Indikatoren konkretisiert werden, um eine
einfache Uberpriifung der Zielerfiillung der Regierung zu erméglichen.

3. Es missen Institutionen und Verfahren geschaffen werden, damit die Oberziele in die
strategische Politikgestaltung der Bundesregierung einflieBen.

4. Sowohl die Konkretisierung der Oberziele in quantitativ messbare Indikatoren als auch die
Zielerfillung sollte einer regelmaligen, unabhangigen Begutachtung unterliegen.

4.2 Ein neues magisches Viereck fiir das 21. Jahrhundert

Fiir den ersten Aspekt, die Definition wirtschaftspolitischer Oberziele, schlagen wir dabei vor, das alte
magische Viereck des StabG von 1967 durch ein neues magisches Viereck fiir das 21. Jahrhundert zu
ersetzen. Dabei erscheinen uns folgende vier gleichberechtigte Oberziele fir die Wirtschaftspolitik
als sinnvoll:

— Materieller Wohlstand: Angestrebt wird ein angemessenes Wirtschaftswachstum ohne die
Gefahrdung der gesamtwirtschaftlichen Stabilitat.

— Okologische Nachhaltigkeit: Wirtschaftspolitik muss die Erfiillung der anderen Ziele in einer Art
gewadhrleisten, die unsere natiirlichen Lebensgrundlagen auch in der langen Frist nicht gefahrdet.

— Soziale Nachhaltigkeit: Wirtschaftspolitik muss so gestaltet sein, dass soziale Spannungen,
einschlieRlich inakzeptabler sozialer Ungleichheit vermieden werden.

— Zukunftsfahigkeit der Staatstatigkeit und der Staatsfinanzen: Der Staat darf zur Erreichung
anderer Ziele weder seine langfristige Solvenz gefdahrden, noch den 6ffentlichen Kapitalstock auf
Kosten kiinftiger Generationen verfallen lassen.

Fiir den zweiten Aspekt, die Abbildung der Oberziele in messbare Einzelindikatoren, schlagen wir vor,
eine begrenzte Zahl von Einzelindikatoren auszuwahlen. Diese Indikatoren missen dabei a) objektiv
messbar sein, sie sollten b) mit ausreichender Genauigkeit zu erfassen sein und c) regelmaRig und bis
zum aktuellen Rand’ erfasst und veréffentlicht werden. Um zu gewéhrleisten, dass die Erfillung
dieser Indikatoren die ausreichende mediale Aufmerksambkeit erhalt, sollten nicht mehr als maximal
10-12 Einzelindikatoren ausgewihlt werden.® Diese Indikatoren sollten stellvertretend fiir die
Erreichung der Oberziele stehen.

Um zu verhindern, dass die Bundesregierung zwar die enge Erfiillung der Einzelindikatoren durch ihre
PolitikmaRnahmen férdert, dabei aber das breite Oberziel aus dem Auge verliert, sollte die Auswahl
und Relevanz der Einzelindikatoren regelmaRig von unabhangiger Seite tiberprift und ggf. angepasst
werden. Weiter unten wird ein erster Vorschlag fiir eine mogliche Auswahl der relevanten
Einzelindikatoren gemacht.

7 Fur okologische Indikatoren sollten ggf. Simulationsrechnungen genutzt werden, die Uber den aktuellen Rand
hinausweisen.

8 Ein Negativbeispiel fiir die Uberfrachtung von 6ffentlichem Berichtswesen durch eine iibermiaRige Zahl von Indikatoren
stellt die bisherige Berichterstattung zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland dar. Obwohl diese Berichterstattung
international hoch angesehen ist (Tiemann/Wagner, 2012a), wird sie in den Medien nicht herausgehoben definiert. Ein
Grund dirfte sein, dass der Bericht mit 38 Einzelindikatoren in 21 Handlungsbereichen zumindest in den Indikatoren eine
klare Botschaft vermissen lasst.



Um eine Kohdrenz zwischen dem nationalen Politikrahmen und internationalen Verpflichtungen zu
schaffen, sollten — soweit moglich und sinnvoll — als Einzelindikatoren solche GréRen gewahlt
werden, zu deren Erreichung sich die Bundesregierung gegeniiber den europaischen Partnern
verpflichtet hat. So bieten sich auf dem Gebiet der nachhaltigen Finanzpolitik das Staatsdefizit und
die Entwicklung der Staatsverschuldung an, wie diese im Fiskalpakt definiert sind. Im Bereich der
Okologischen Nachhaltigkeit bote sich die Emission von Treibhausgasen an, wie sie in der Europa-
2020-Strategie zugesagt wurde.

Fiir Einzelindikatoren, die nicht im europaischen Rahmen vorgegeben sind, miisste die Regierung
eigene Zielwerte festlegen. Gleiches gilt, wenn die Regierung aus nationaler Sicht eine Ubererfiillung
der europaischen Ziele, etwa beim Klimaschutz, anstrebt. Hier wirde sich anbieten, jede neu
gewadhlte Regierung zu verpflichten, eine Erklarung abzugeben, welchen Zielpfad sie fiir die einzelnen
Indikatoren fiir die kommenden zehn Jahre anstrebt. Dies wiirde zum einen Transparenz schaffen in
der wirtschaftspolitischen Prioritdtensetzung der jeweiligen Regierung, zum anderen aber auch die
Moglichkeit schaffen, die Regierung in den folgenden Jahren an ihren eigenen Vorgaben zu messen
bzw. die Prioritdten der Regierung zu kritisieren.



Abbildung: Das alte magische Viereck und das magische Viereck fiir das 21. Jahrhundert
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4.3 Reform des Sachverstindigenrates

Um eine regelmiRige Uberpriifung der Erfolge der Bundesregierung bei der Steigerung von
nachhaltigem Wohlstand zu ermoglichen, sollte auf die bisherigen Institutionen des
Sachverstandigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aufgebaut werden
und diese Struktur erweitert werden. Grundsatzlich gibt es zwei Moglichkeiten dazu: Zum einen
konnte der bestehende Sachverstandigenrat erweitert werden. Zum anderen kdnnte ein zweiter Rat
geschaffen werden, der sich mit Fragen jenseits der Fachkompetenz des bestehenden
Sachverstindigenrates beschaftigt.’

Eine Erweiterung des bestehenden Sachverstdndigenrates mit Experten fiir Umweltfragen bringt
potenziell Probleme mit sich: Da es Ublicherweise wenig Schnittmenge zwischen traditioneller
makrodkonomischer Analyse und Forschung zur 6kologischen Nachhaltigkeit gibt,’® besteht die
Gefahr, dass die Okologie-Experten marginalisiert werden. Diese Gefahr ist weniger gegeben bei der
gemeinsamen Analyse von sozialen Fragen und dem makrodkonomischen Gleichgewicht, weil es
doch eine ganze Reihe von Experten gibt, die in ihrer Forschung makrodkonomische und
Verteilungsfragen verbinden.

Uns erscheint deshalb die Schaffung eines zweiten Sachverstindigenrates®® sinnvoll, der sich vor
allem mit der 6kologischen Nachhaltigkeit beschaftigt.’? Der bestehende Sachverstandigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung kdnnte weiterhin die makrookonomische
Entwicklung beurteilen, misste allerdings in Zukunft auch starker Fragen der sozialen Nachhaltigkeit
und der Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen mit beriicksichtigen.™

Die beiden Sachverstdandigenrate wiirden jeweils fiir ihren Bereich im Herbst ein Jahresgutachten
vorlegen, in dem sie den Grad der Erreichung der Oberziele analysieren, Gefahren fiir das Einhalten
des mittelfristigen Zielpfads der Einzelindikatoren aufzeigen und beurteilen, inwieweit sich bei der
Auswahl der Einzelindikatoren Revisionsbedarf ergibt. Dariliber hinaus konnten die beiden
Sachverstandigenrate angehalten werden, eine gemeinsame Kurzanalyse vorzustellen, die zu
Zielkonflikten zwischen gesamtwirtschaftlichen Zielen und 6kologischer Stellung nimmt.

? Vgl. zu dieser Diskussion bereits Krupp und Zapf (1972).
955 auch die Selbsteinschatzung des SVR und seines franzdsischen Pendant, dem Conseil d’Analyse Economique (CAE/SVR,
2010, S. 27, 29, 134).

" Natirlich gibt es neben dem Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung noch andere
Sachverstandigenrate. Wenn in diesem Text vom ,Sachverstandigenrat” die Rede ist, ist der Sachverstandigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gemeint. Die Bezeichnung ,zweiter Sachverstdndigenrat” bezieht
sich dabei auf die beiden Sachverstandigenrate, die unter den Vorschlag des neuen Regulierungsrahmens fallen.

12 Siehe fiir einen shnlichen Vorschlag auch Tiemann/Wagner (2012b).

B Tatsichlich ist der Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schon heute

verpflichtet, in seine Untersuchung , die Bildung und die Verteilung von Einkommen und Vermogen“ einzubeziehen (Vgl. §2
des Gesetzes Uber die Bildung eines Sachverstdndigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung).
Dass dieser Aspekt in den vergangenen Jahren eher unterbelichtet blieb, hdngt moglicherweise mit der Auswahl der
Mitglieder des SVR zusammen. Kiinftige Regierungen miissten deshalb darauf achten, auch Experten in Verteilungsfragen in
den SVR zu berufen.



4.4 Vom Jahreswirtschafts- zum Jahreswohlstandsbericht

Neben einem Umbau der Beratungsstruktur miisste auch auf der Regierungsseite das bisherige
Vorgehen an die reformierten wirtschaftspolitischen Zielvorgaben angepasst werden. Der bisherige
Jahreswirtschaftsbericht kénnte in einen breiter aufgestellten ,Jahreswohlstandsbericht”
umgewandelt werden. In diesem Bericht ware die Bundesregierung kiinftig verpflichtet, zu Beginn
jeden Jahres die eigenen Projektionen fiir die Entwicklung bei den vier Oberzielen und den
Einzelindikatoren der Wirtschaftspolitik darzustellen. In diesem Bericht sollten auch Abweichungen
von den mittelfristigen Zielpfaden fiir die Einzelindikatoren erlautert werden und aufgefiihrt werden,
wie Zielabweichungen korrigiert werden sollen. Dieser Bericht wiirde auch die Briicke schlagen
zwischen den im europdischen Rahmen vorzulegenden nationalen Reformprogrammen und den
national angepeilten, breiteren wirtschaftspolitischen Zielen. Wie derzeit mit dem
Jahreswirtschaftsbericht sollte die Regierung mit dem Jahreswohlstandsbericht auch zu den
Gutachten des Doppel-Sachverstandigenrates Stellung nehmen missen. Damit wirde der
Jahreswohlstandsbericht all jene Elemente enthalten, die heute schon im Jahreswirtschaftsbericht zu
finden sind, diese wiirden allerdings zudem noch Fragen der Nachhaltigkeit in verschiedenen
Dimensionen enthalten.

Da sich gegeniliber dem Jahreswirtschaftsbericht die Zahl der beteiligten Politikfelder fiir einen
Jahreswohlstandsbericht vergroRert und zudem mit der Ubertragung von immer mehr 6konomisch,
okologisch und sozial relevanten Entscheidungskompetenzen auf andere Ministerien der Bericht
zunehmend eine Querschnittsaufgabe ist, sollte die Kompetenz fiir diesen Bericht auch statt bisher
beim Wirtschaftsministerium kinftig besser im Kanzleramt angesiedelt sein. Damit lage auch die
operative Verantwortung fir die Koordination mit den Sachverstdndigenraten kinftig beim
Kanzleramt. Diese Verlagerung von Kompetenzen wirde auch klar machen, dass die nachhaltige
Steigerung der Lebensqualitdt (und damit die Vereinbarung von Wirtschaftswachstum und
Nachhaltigkeit) in Deutschland Kernaufgabe kiinftiger Politik ist. Lokal sollten beide
Sachverstandigenrate wie bereits heute der SVR beim Statistikamt Destatis angesiedelt bleiben.

4.5 Verkniipfung mit der europdaischen Ebene

Angesichts der zunehmenden Bedeutung der europadischen Ebene in der wirtschaftspolitischen
Koordination, die mit der Diskussion um eine ,politische Union“ und einer , Bankenunion” noch
zunehmen dirfte, ist es wichtig, den nationalen Rahmen der Wirtschaftspolitik an die europaische
Ebene anzubinden und eine Riickkoppelung sowohl von nationalen Erfahrungen an die europdische
Ebene als auch von europaischer Ebene auf deutsche Ebene zu gewahrleisten. Dabei geht es nicht
nur darum, Ziele aus verbindlicher europaischer Gesetzgebung wie dem Fiskalpakt oder dem Six Pack
auf die nationale Ebene zu Ulbernehmen. Vielmehr ware es auch wichtig, die Ziele aus der
sogenannten , offenen Methode der Koordinierung”, zu der etwa die Europa-2020-Strategie zahlt, in
den nationalen Rahmen einflieRen zu lassen.

Das hier vorgestellte Konzept wiirde diesen Voraussetzungen insofern Rechnung tragen, als Ziele, die
auf europaischer Ebene zugesagt oder vorgeschrieben sind, direkt als Ziele in den neuen nationalen
wirtschaftspolitischen Rahmen einflieRen kdnnten. Auch die Zuordnung des neuen Berichtswesens,
der Zieldefinition fiir Einzelindikatoren und der Sachverstandigenrdte an das Kanzleramt wiirde der



tatsachlichen Entscheidungsstruktur in Europa Rechnung tragen: In den vergangenen Jahren seit
Ausbruch der Euro-Krise haben intergouvernementales Handeln und intergouvernementale
Koordination zwischen den EU-Staaten eine noch gréRere Rolle als zuvor bekommen. Das Kanzleramt
ist hier wesentlich besser positioniert, die nationalen wirtschaftspolitischen Zielpfade mit den
europaischen Entscheidungen zu koordinieren.

Zudem konnten die Erfahrungen, die in Deutschland mit diesem Ansatz und der Nutzung weiterer
Indikatoren zur Nachhaltigkeit gemacht werden, in die Konzeption und den Aufbau &hnlicher
Strukturen in den Partnerldandern beitragen.

4.6 Auswahl der Einzelindikatoren

Eine zentrale Frage ist, welche Einzelindikatoren zunachst flr die Konkretisierung der Oberziele
benutzt werden sollen. In der 6konomischen Literatur ist es unter dem Begriff ,Goodhart’s Law” eine
wohl bekannte Erkenntnis, dass die Definition eines zu engen Indikators fiir ein breites Oberziel dazu
fihren kann, dass die Politik sich zwar (moglicherweise sogar erfolgreich) bemiiht, bei diesem
Indikator gute Ergebnisse zu erzielen, trotzdem aber das Oberziel verfehlt. Ein plastisches Beispiel
hierzu gibt es bei der Bewertung der Nachhaltigkeit und Zukunftsfahigkeit der Staatsfinanzen:
Bewertet man eine Regierung lediglich an den Indikatoren aus Schuldenbremse und Fiskalpakt wie
Staatsdefizit und Schuldenstand, wiirde eine Politik als zukunftsfahig gelten, die sowohl den
offentlichen Kapitalstock verfallen ldsst als auch die Bildungsausgaben senkt, wenn nur die
Defizitziele eingehalten werden. Tatsachlich sind aber fir die Zukunftsfahigkeit der Staatsfinanzen
die offentliche Investitionstatigkeit und die Ausgaben fiir Bildung mindestens so wichtig wie die
Begrenzung der Budgetdefizite.’* Deshalb ist es wichtig, die Einzelindikatoren so zu definieren, dass
eine Einhaltung der Einzelindikatoren bei gleichzeitiger Verletzung des Oberziels moglichst
unwahrscheinlich gemacht wird.

Zu der Auswahl wichtiger Einzelindikatoren zur breiten Wohlstandsmessung gibt es zahlreiche
Vorarbeiten, wie den vom damaligen franzdsischen Prasidenten Nicolas Sarkozy in Auftrag gegebene
Report der ,,Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress”
(Stiglitz-Sen-Fitoussi Commission, SSFC) oder die darauf aufbauende Expertise des deutsche
Sachverstiandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) und des
franzosische Conseil d’Analyse Economique (CAE) im Auftrag des deutsch-franzosischen Ministerrats
(CAE/SVR, 2009). Der Zwischenbericht der Projektgruppe 2 der Enquete-Kommission prasentiert
neben diesen Indikatoren auch die Vorschlige einer Reihe privater Think-Tanks.*

Die im Folgenden vorgeschlagenen Einzelindikatoren entsprechen in weiten Teilen den Vorschlagen
des deutschen und des franzésischen Sachverstandigenrates. Die Konzentration auf eine kleinere
Zahl und die Zuordnung zu den vier Oberzielen soll aber der Kritik in dem von der Enquete-
Kommission in Auftrag gegebenen Kurzgutachten zu den , Anforderungen an einen ganzheitlichen
Wohlstands- bzw. Fortschrittsindikator oder einen Indikatorensatz im Hinblick auf seine mediale

¥ SchlieBlich sind die gesamtwirtschaftlichen Renditen sowohl fiir Bildungsausgaben als auch fir eine Vielzahl von
offentlichen Investitionen um ein vielfaches héher sind als die auf Staatsanleihen tblicherweise zu zahlende Zinsen.

> Enquete Kommission (2012a).



Kommunizierbarkeit” entgegen wirken, welche dem Indikatorenbiindel nach CAE/SVR-Vorschlag im
Vergleich zum Nationalen Wohlfahrtsindex, der eine Fiille von Einzelindikatoren zu einem einzigen
Index verdichtet (vgl. Diefenbacher/Zieschank, 2011), eine eher schlechte journalistische
Vermittelbarkeit attestiert. Die Entscheidung am Ende fiir eine Reihe von Einzelindikatoren unter vier
Oberzielen basiert auf der Erkenntnis von CAE/SVR, dass eine zu starke Aggregation von
Einzelindikatoren zu einem einzigen oder wenigen Schliisselindikatoren hdchst problematisch ist:
»,Das Leben ist zu komplex und die Anforderungen an statistische Ausweise sind zu verschieden, um
die Zusammenfassung des erreichten Zustands in einem einzigen umfassenden Indikator sinnvoll zu
ermoglichen. Obwohl ein solcher Indikator das Prinzip der Wirtschaftlichkeit betonen wiirde und
leicht zu kommunizieren ware, wirde er kaum den Informationserfordernissen moderner
demokratischer Gesellschaften gerecht.” (CAE/SVR, 2010, S. IIl)

Unterschiede in der Gewichtung gegeniliber anderen Studien werden sowohl bei den einzelnen
Indikatoren als auch im nachsten Kapitel diskutiert. Bewusst ausgeklammert wurden von uns
Indikatoren zur demokratischen Teilhabe, die sich eher auf Beteiligung im demokratischen Prozess
etwa auf lokaler Ebene beziehen, da dieser Bereich zum einen schwer quantitativ messbar ist, zum
anderen relativ wenig mit Wirtschaftspolitik zu tun hat.

Angesichts der Einbindung Deutschlands in europdische Verpflichtungen und den européischen
Regulierungsrahmen ist es zudem wichtig, dass zentrale Verpflichtungen gegeniiber den Partnern
auch in dem nationalen Rahmen reflektiert werden. Angesichts der Vielzahl der europaischen
Verpflichtungen und der (aus Griinden der Kommunikationsfahigkeit hergeleiteten) Anforderung
eines moglichst kompakten und begrenzten nationalen Regulierungsrahmen, sollten allerdings nicht
alle quantitativen Indikatoren aus den internationalen Vertrdgen und EU-Vorschriften in den
nationalen Rahmen Glbernommen werden.

Fiir die Fragestellung, welche quantitativen Indikatoren aus den in Abschnitt 2 diskutierten
Verpflichtungen in ein mittel- und langfristiges Rahmenwerk wie hier diskutiert einflieRen sollten,
stellt man fest, dass einige Verpflichtungen wenig geeignet sind: So ist das Score-Board in der
Uberwachung makrodkonomischer Ungleichgewichte aus dem EU-Six-Pack eine Summierung einer
Vielzahl von Indikatoren, die wie oben beschrieben nicht als reine Zielindikatoren betrachtet werden,
sondern in der Summe qualitativ beurteilt werden. Diese Indikatoren in der Zusammensetzung des
Score-Boards eignen sich damit nicht gut als klare wirtschaftspolitische ZielgréRen. Auch der Euro-
Plus-Pakt erscheint bei ndherer Betrachtung wenig sinnvoll fiir eine solche Anwendung: Zum einen
sind die Ziele qualitativer, nicht quantitativer Natur. Zudem zeigt sich bei genauerer Betrachtung der
Euro-Plus-Strategien 2011 und 2012, dass die Bundesregierung Ublicherweise einfach ihre
inlandischen Politikziele als MaBnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit deklariert und
als zu erfiillende Ziele fiir die kommenden Monate angibt.™®

18 o fishrt die Bundesregierung die von ihr fiir 2013 und 2014 geplante Senkung der Einkommensteuer ebenso als geplante
MaRnahme zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit an wie die sich aus den héheren Einnahmen der Rentenver-
sicherung voraussichtlich ergebenen Senkung der Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung (Bundesministerium fir
Wirtschaft und Technologie 2012).



In Anlehnung an den Vorschlag des deutschen und des franzésischen SVR und unter Berlicksichtigung
der Diskussion in Abschnitt 3 oben schlagen wir folgende Kombination von Einzelindikatoren im
Bereich der vier Oberziele vor.

Tabelle 2: Einzelindikatoren im Bereich der vier Oberziele

. Nachhaltigkeit der - .
Oberziele “Materle‘ller Wohlstand' unc? Staatstatigkeit und der Soziale Nachhaltigkeit OkOIOgI§Che.
okonomische Nachhaltigkeit ) Nachhaltigkeit
Staatsfinanzen
* BIP (pro Kopf und pro * Defizitziele * Armutsrisikoquote * Ziele fur
Arbeitsstunde) . (60% des Treibhausgas-
1/20-Regel -
vpe L emissionen
* Beschaftigungsquote * Medianeinkommens)

* (bereinigte)

(auch nach . . .
Nettoinvestitionen des | * Einkommens-
R Geschlechtern und - I
Einzelindikatoren Altersgruppen) Staates quintilverhaltnis
$80/S20

* Private und staatliche

" .
Konsumausgaben Schulabganger ohne

Sek-11-Abschluss
* Leistungsbilanz +/- 3%

Rot: Vorgaben aus internationalen Verpflichtungen

Quelle: eigene Darstellung
Materieller Wohlstand und 6konomische Nachhaltigkeit

Im Bereich materieller Wohlstand und 6konomische Nachhaltigkeit spielt das BIP weiter eine
wichtige Rolle, weil es die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit und Produktivitdt einer Gesellschaft
indirekt widerspiegelt. Allerdings sollte in Zukunft ein starkeres Bewusstsein dafiir geweckt werden,
dass Produktivitatsfortschritte, gemessen als BIP pro Arbeitsstunde, auf verschiedene Weise den
Wohlstand erhéhen kénnen, namlich entweder durch eine hohere Gesamtproduktion und héhere
Einkommen oder durch mehr Freizeit. In letzterem Fall stiege das BIP pro Arbeitsstunde starker als
das BIP pro Kopf. Unter sonst gleichen Bedingungen ergdbe sich hieraus ein Wohlstandsgewinn.

Neben dem BIP ist die Beschaftigungsquote ein wichtiger Indikator fiir materiellen Wohlstand und
seine Verteilung. Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2020 die Erwerbstatigenquote der
Bevolkerung zwischen 20 und 64 Jahren auf 77 Prozent zu erhéhen, diejenige der 50-64 Jahrigen auf
60Prozent und die Erwerbstatigenquote von Frauen auf 73 Prozent.

Das Ziel eines hohen BIP und eines hohen Beschaftigungsvolumens steht im Konflikt mit dem Ziel des
Umweltschutzes, wenn eine Entkopplung von Produktion und Ressourcenverbrauch nicht
hinreichend schnell gelingt. Auch aus diesem Grund spricht einiges dafiir, dass Thema der
allgemeinen Arbeitszeitverklrzung wieder auf die politische Tagesordnung zu setzen. So kdnnten
eine hohere Erwerbsbeteiligung und eine verbesserte Geschlechtergerechtigkeit auf dem
Arbeitsmarkt auch unter Einhaltung der Treibhausgasziele erreicht werden. Zumindest musste jede
Regierung explizit eine Strategie entwickeln, wie mit den beschriebenen Zielkonflikten umzugehen
ist.

Die privaten und staatlichen Konsumausgaben sollten zusatzlich in den Indikatorenkatalog
aufgenommen werden. Denn der materielle Wohlstand der Privathaushalte hangt weniger von der
Produktion (BIP) als von ihren Einkommen und damit Konsummoglichkeiten ab (vgl. SSFC). Die




Bereitstellung offentlicher Giter Uber den o6ffentlichen Konsum spielt zudem eine wichtige
verteilungspolitische Rolle. Gerade in Deutschland hat sich im letzten Jahrzehnt die
gesamtwirtschaftliche Produktion von der Entwicklung des o6ffentlichen und privaten Konsums
entkoppelt, was auch zu dem Gefiihl der breiten Bevodlkerung beigetragen haben dirfte, die
Entwicklung des Wirtschaftswachstums habe sich von der Entwicklung individuell wahrgenommenen
Wohlstands entkoppelt. So ist allgemein anerkannt, dass Deutschland einen groRen Nachholbedarf
bei gesellschaftsnahen Dienstleistungen wie insbesondere in den Bereichen Gesundheit, Pflege,
Erziehung und Bildung hat. Kiinftige Regierungen miissten diesen Bedarf quantifizieren und darlegen,
wie er finanziert werden soll.

Eine dhnliche Uberlegung steht hinter dem symmetrischen Leistungsbilanzziel (+/- 3 Prozent), das die
Vorgabe des aulenwirtschaftlichen Ungleichgewichts aus dem alten Stabilitats- und
Wachstumsgesetz konkretisiert und tber die asymmetrische Handhabung im Score-Board aus dem
EU-Six-Pack hinausgeht. Mit der Vorgabe eines symmetrischen Korridors fir den Leistungsbilanzsaldo
ergibt sich politischer Handelsbedarf ebenso in Folge einer exzessiven Kreditexpansion im privaten
Sektor, die friher oder spater zu einem Verlust an Wettbewerbsfdhigkeit und damit wachsenden
Leistungsbilanzdefiziten flihrt, wie bei einer anhaltenden Schwéache der Binnennachfrage, die mit
hohen Leistungsbilanziiberschiissen einhergeht. Zudem sind einigermallen ausgeglichene
Leistungsbilanzen notwendige Voraussetzungen fiir eine Nachhaltigkeit des vorherrschenden
Wirtschaftsmodells: Wie derzeit in der Euro-Krise deutlich zu sehen, bringen (bermaRige
Leistungsbilanzungleichgewichte die Gefahr von Schuldenkrisen mit sich, die den bislang erreichten
Wohlstand gefihrden.’

Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit und der Staatsfinanzen

Die Indikatoren fiir die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen leiten sich zum einen aus den Vorgaben der
Schuldenbremse des Grundgesetzes und der Verpflichtungen auf europaischer Ebene (Stabilitats-
und Wachstumspakt, Fiskalpakt) ab.

Als zusatzlichen Indikator fir die Nachhaltigkeit der Staatstatigkeit empfehlen wir, die
Nettoinvestitionen des Staates aufzunehmen. Zu geringe Nettoinvestitionen gefdhrden auf Dauer die
Funktionsfahigkeit des Staates und dessen Beitrag zum gesellschaftlichen Wohlstand. Ausgaben fir
Forschung und Entwicklung sowie die tertidre Bildung, die nach heutiger Abgrenzung dem staatlichen
Konsum zugeschlagen werden, sollten in diesem Zusammenhang ggf. als Teil der Investitionen
begriffen werden.'® Mit Hilfe von detaillierten Bedarfsstudien lieRen sich geeignete Zielpfade fiir eine
Erhohung der 6ffentlichen Investitionen festlegen. Auerdem waren die Zielvorgaben im Bereich der
(bereinigten) Nettoinvestitionen mit den weiterhin als konsumtiv eingestuften Staatsausgaben wie
den sozialen Dienstleistungen, die im Oberziel ,Materieller Wohlstand und 06konomische
Nachhaltigkeit” beriicksichtigt sind, riickzukoppeln.

17 . . . . . . . . . .
Siehe flr eine Diskussion Uber Leistungsbilanzziele als zusammenfassendes Instrument zur Vermeidung

makrodkonomischer Risiken Dullien/Schwarzer(2009) oder Horn et al. (2010).

8 Siehe den Vorschlag von Priewe/Rietzler (2010).



Auf die Aufnahme der so genannten Nachhaltigkeitsliicke in das Indikatorblindel haben wir bewusst
verzichtet, weil sich diese GroRRe zwar perfekt zur medialen Panikmache eignet, aus analytischer Sicht
aber hochst problematisch ist.*

Soziale Nachhaltigkeit

Im Bereich der sozialen Nachhaltigkeit stehen zundchst zwei Verteilungsindikatoren: die
Armutsrisikoquote, definiert als der Anteil der Personen, deren bedarfsgewichtetes verfligbares
Einkommen weniger als 60 Prozent des Medians betrdgt, und - wie international (blich - das
Verhidltnis zwischen den aquivalenzgewichteten, verfiigbaren Haushaltseinkommen des obersten
und des untersten Quintils vor.

Es Aufgabe der jeweiligen Regierung, MaRnahmen zur Verbesserung der Verteilungssituation
(Mindestlohnpolitik zur Verringerung der Lohnspreizung, Quotenregelungen im Bereich der
Geschlechtergerechtigkeit, steuerpolitische MaBnahmen, etc.) mit anderen wichtigen Zielen der
Wirtschaftspolitik (etwa die Erhéhung der Beschaftigung oder der Steuereinnahmen) in Verbindung
zu bringen und etwaige Komplementaritaten und Zielkonflikte offen zu benennen.

Im Rahmen der Europa 2020-Strategie hat sich Deutschland auRerdem auf das Ziel verpflichtet, die
Rate der Schulabbrecher auf unter 10 Prozent zu reduzieren.

Indikatoren, die den Lebensstil von Individuen abbilden, bericksichtigen wir aus Griinden der
Fokussierung nicht explizit. Im Vorschlag von CAE und SVR wurden im Bereich , Lebensqualitat”, der
am ehesten dem Oberziel ,,Soziale Nachhaltigkeit” entspricht, Indikatoren wie die , Haufigkeit von mit
anderen Personen verbrachte Zeit flir Sport, Kultur und in gemeinschaftlichen Organisationen” oder
der weltweite Indikator der Weltbank , Mitspracherecht und Kontrolle” aufgenommen. Weil es fir
die (Wirtschafts-)Politik schwierig ist, individuelle Lebensstile unmittelbar zu beeinflussen, ist es aus
unserer Sicht jedoch zielflihrender, eine geringere Anzahl von Einzelindikatoren aufzunehmen, die
durch entsprechende (wirtschafts-)politische MaRnahmen eher steuerbar sind. So kann die
Wirtschaftspolitik Rahmenbedingungen schaffen, die den Birgern etwa eine verstdrkte politische
Partizipation und mehr Zeit fiir gemeinschaftliche Aktivitdten ermdglicht, insbesondere durch
MaRnahmen zur Verkiirzung der allgemeinen Arbeitszeit. Kiirzere Arbeitszeiten (unten sonst gleichen
Bedingungen) werden in unserem Vorschlag ebenso wie von SSFC und CAE/SVR explizit als
wobhlstandssteigernd beriicksichtigt (siehe oben). Der Vorteil dieses Indikators ist, dass Regierungen
und Parlamenten im Bereich der Arbeitszeitpolitik eine Reihe wirksamer Instrumente zur Verfliigung
stehen.

 Die Nachhaltigkeitsliicke wird jene Verdnderung des Staatsdefizits verstanden, die heute notwendig ware, um kiinftig
ohne weitere Anderungen bei Steuern und Beitrdgen zu den Sozialversicherungen sowie den Leistungszusagen aus den
Sozialsystemen einen stabilen o6ffentlichen Schuldenstand zu erreichen. Diese GréRe ist aus vielerlei Grinden
problematisch: Erstens miissen Annahmen Uber eine Vielzahl von GroRBen tber mehrere Jahrzehnte gemacht werden, die
sich nicht serids prognostizieren lassen (z.B. Geburtenrate im Jahr 2030 oder durchschnittliche Zinsen in den Jahren 2040
bis 2050), zum anderen vernachldssigt das Konzept komplett makro6konomische Rickkoppelungen zwischen Ausgaben-
und Beitragsveranderungen sowohl in der Gegenwart als auch in ferner Zukunft.



Okologische Nachhaltigkeit

Fiir das Oberziel 6kologische Nachhaltigkeit haben wir zundchst nur die in der Europa 2020-Strategie
bzw. im deutschen Energiekonzept 2050 festgelegten Ziele berticksichtigt, also die Reduzierung der
Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent gegeniiber 1990 (bis 2050 um 80-95 Prozent), den
Ausbau der erneuerbare Energien bis 2020 auf 18 Prozent des Bruttoendenergieverbrauchs (bis
2050: 60 Prozent) und die Verringerung des Primarenergieverbrauch bis 2020 um 20 Prozent
gegeniber 2008 senken (bis 2050: 50 Prozent).

Die notwendigen Anpassungen unserer Lebens- und Wirtschaftsweise sind seit langerem Gegenstand
kontroverser Debatten. Wahrend manche Experten die Moglichkeit der ,Entkopplung” des BIP-
Wachstums vom steigenden Ressourcenverbrauch betonen, sehen andere in der Beendigung des
Wirtschaftswachstums oder sogar in der Schrumpfung des BIP die einzige realistische Option fir das
Erreichen Okologischer Nachhaltigkeit. In dieser Debatte spielen nicht nur die international
vereinbarten Ziele zu Treibhausgasemissionen und Klimawandel eine Rolle, sondern vielfaltige
andere Faktoren, die Auswirkungen z.B. auf Biodiversitat, Landnutzung, Stickstoff- und Phosphor-

2 Hinsichtlich dieser in erster Linie

Kreisldaufe oder die Versorgung mit Frischwasser haben.
technischen bzw. naturwissenschaftlichen Themenkomplexe besteht in der Politik weiterhin groRer
(Auf-)Klarungsbedarf. Hierzu diirften die weiteren Arbeiten der Enquete-Kommission und des ggf.
neu zu grindenden Sachverstandigenrats zur Begutachtung der 6kologischen Nachhaltigkeit einen
wichtigen Beitrag leisten. Auf dieser Grundlage missten dann weitere verbindliche

Umweltschutzziele festgelegt werden.

5 Welche Wirtschaftspolitik mit dem neuen Regulierungsrahmen ?

5.1 Neuer Regulierungsrahmen erleichtert politische
Schwerpunktsetzung

Im Grundsatz dirfte der oben vorgeschlagene Ordnungsrahmen auch Ulber Parteigrenzen hinweg
konsensfahig sein. Die ausgewahlten Einzelindikatoren finden sich weitgehend auch in Vorschlagen
des Sachverstandigenrats oder des SSFC.

Allerdings gruppieren die beiden Institutionen diese Faktoren anders als wir. Der SSFC-Report hat
seine Uberlegungen in 12 Empfehlungen zu den drei Bereichen Wirtschaftsleistung und materieller
Wohlstand (Classical GDP Issues), Lebensqualitdt und Nachhaltigkeit (Sustainable Development and
Environment) zusammengefasst (SSFC, 2009). An dieser Dreiteilung haben sich auch der deutsche
SVR und der franzdsische CAE orientiert (CAE/SVR, 2009). Im Bereich ,Wirtschaftsleistung und
materieller Wohlstand“ werden sechs Einzelindikatoren vorgeschlagen, fiir den Bereich
»Lebensqualitat” sieben, und fiir den Beriech ,Nachhaltigkeit” zwolf.

Der deutsche Sachverstandigenrat und CAE ergdanzen dabei das BIP pro Kopf als MaR fiir den
materiellen Wohlstand durch das BIP pro Arbeitsstunde (wodurch indirekt der Wert der Freizeit
anerkannt wird), die Beschaftigungsquote (als MaR fir die Inklusion auf dem Arbeitsmarkt und als

2 Enquete Kommission (2012b).




NachhaltigkeitsmalR fir die sozialen Sicherungssystem), die privaten und o6ffentlichen
Konsumausgaben pro Kopf (wonach etwa eine einseitige Exportorientierung zu Wohlstandsverlusten
fihrt) und ein MaR fir die Einkommensverteilung. Im Bereich Lebensqualitdt wurden neben den
oben genannten Indikatoren zu Lebensstil und demokratischer Partizipation auch Kriterien wie die
Armutsrisikoquote, der Anteil der Arbeitnehmer in Schichtarbeit (als MalR fiir die Zeitsouveranitat)
oder die Bildungsbeteiligung von Jugendlichen ausgewahlt. Damit wurde ein ,bottom up“-Ansatz
gewahlt, der auf mehreren, nebeneinander stehen Einzelindikatoren beruht, wahrend die SSFC auch
die Verwendung von subjektiven ,top down“-Indikatoren wie das empfundene Gliick oder die
allgemeine Lebenszufriedenheit empfiehlt. Der Bereich Nachhaltigkeit umfasst drei Bereiche: die
Soliditat der Staatsfinanzen, makrodkonomische Stabilitatsrisiken durch ibermaRige Kreditexpansion
im privaten Sektor und die 6kologische Nachhaltigkeit. Die fiir diesen letzten Bereich empfohlenen
Indikatoren stellen CAE und SVR jedoch unter Vorbehalt, da die 6kologische Nachhaltigkeit nicht zu
ihrem Kompetenzbereich gehore, und empfehlen daher fir die Zukunft die Kooperation mit
Sachverstandigen aus anderen Disziplinen .

Die von uns vorgeschlagene Gruppierung in die vier Oberziele des neuen magischen Vierecks hat
unserer Meinung nach den Vorteil, den verschiedenen Dimensionen der Nachhaltigkeit ein gréReres
Gewicht zu geben und die Indikatoren klarer einzelnen Oberzielen anzugliedern. Diskursiv kann so
z.B. im Bereich der Nachhaltigkeit staatlicher Tatigkeit klarer die Verbindung zwischen staatlicher
Neuverschuldung und staatlichen Nettoinvestitionen gezogen werden, als wenn diese Indikatoren
unter dem Grobziel , Nachhaltigkeit” direkt zusammen mit Fragen des CO2-Ausstofles oder dem
Kreditwachstum des Privatsektors diskutiert werden. In dhnlicher Weise wiirde im Bereich der
Sozialen Nachhaltigkeit eine Uberfrachtung des Indikatorensatzes insbesondere durch die Aufnahme
»weicher” Lebensstilindikatoren die Gefahr mit sich bringen, dass politische Verantwortlichkeiten
und Schwerpunktsetzungen in der 6ffentlichen Wahrnehmung verschwimmen. Denn Lebensstile
hangen von vielfaltigen Faktoren ab, auf die die Wirtschaftspolitik nur sehr bedingt Einfluss nehmen
kann. Im Bereich der Arbeitszeitpolitik hingegen, die entscheidende Rahmenbedingungen fir
individuelle Freiheit im Lebensstil und fiir politische und andere Gemeinschaftsaktivitaiten setzen
kann, kann und muss die Politik in Bezug auf die im Oberziel Materieller Wohlstand definierten
Einzelindikatoren klar Stellung beziehen und ihrer politischen Verantwortung fiir mehr
Lebensqualitdt gerecht werden. Eine zusatzliche Férderung von nicht-marktlichen Aktivitdten wie
Sport oder ehrenamtliches Engagement bleibt natirlich trotzdem moglich und wiinschenswert.

Auch ist es mit dem vorgeschlagenen Rahmen und dem eigenen Ziel der sozialen Nachhaltigkeit
moglich, die wachsende Polarisierung der Gesellschaft und die wachsende Einkommensungleichheit
mit gréBerem Nachdruck zu thematisieren. Im Vorschlag Im Vorschlag von CAE und SVR beinhalten
die beiden Bereiche Wirtschaftsleistung und Lebensqualitdt jeweils einen Indikator fir die
Einkommensverteilung bzw. das Armutsrisiko. Durch die Aufteilung auf verschiedene Oberziele und
die insgesamt hohe Zahl an Einzelindikatoren koénnte in der medialen Wirkung der besondere
Stellenwert verloren gehen, das verteilungspolitischen Fragen laut SSFC und CAE/SVR eigentlich
zukommen sollte.

Der eher sparsame Umgang mit Einzelindikatoren und die Aufteilung auf vier klar definierte
Oberziele tragen der Tatsache Rechnung erhéhen zwar die Verbindlichkeit des neuen
Regulierungsrahmens. Es kann und soll sich hieraus aber noch kein konkretes , strategisches Projekt”



flir eine bestimmte Wirtschaftspolitik ergeben. Denn auch die verbindliche Festlegung von
Oberzielen durch ein neues Stabilitdts- und Wohlstandsgesetz wiirde bewusst Spielraum fir
politische Schwerpunktsetzungen lassen.

Damit aus dem allgemeinen Regulierungsrahmen ein politisches Konzept wird, bedarf es zusatzlich
einer inhaltlichen Klammer, die zum einen die angenommenen Wirkungszusammenhange zwischen
verschiedenen Dimensionen des gesellschaftlichen Wohlstands und seiner Nachhaltigkeit deutlich
werden ldsst™ und zum anderen mit einer pragnanten Aussage auch medial kommunizierbar ist*.
Konkret kann die inhaltliche Schwerpunktsetzung durch die besondere Betonung eines Oberziels und
dessen Auswirkung auf die anderen Ziele vorgenommen werden.

5.2 Einkommensverteilung als wirtschaftspolitisches Querschnittsthema

Aus unserer Sicht drangt sich das Thema Einkommensverteilung als ein solches herausgehobenes
Thema auf.”® So herrscht weitgehend Konsens dariiber, dass die Reduzierung der in der jingeren
Vergangenheit stark gestiegenen Einkommensungleichheit in vielen Landern die zentrale politische
Herausforderung sein wird (z.B. The Economist, 2012).

Sowohl im Report der SSFC als auch in der Expertise des deutschen und des franzésischen
Sachverstandigenrates wird dem Ziel einer gleichmaRigen Einkommensverteilung eine besondere
Rolle beigemessen. So empfiehlt der SSFC im Bereich ,Classical GDP Issues”, der Verteilung von
Einkommen, Konsum und Vermogen eine gréfere Bedeutung zuzumessen, und Ungleichheit als
Querschnittsthema im Bereich ,Lebensqualitdt“ zu betrachten. CAE und SVR folgen dieser
Empfehlung, indem die Einkommensungleichheit bzw. das Armutsrisiko als Indikator sowohl fiir den
materiellen Wohlstand als auch fir die Lebensqualitat aufgenommen wird.

Ganz generell wird in der akademischen Debatte die Ungleichheit von Einkommen und Vermogen
zunehmend als ,Megathema“ im Zusammenhang mit den Oberzielen materieller Wohlstand, sozialer
Zusammenhalt und 6kologische Nachhaltigkeit identifiziert:

— In reichen Landern gibt es keinen klaren Zusammenhang mehr zwischen dem durchschnittlichen
Einkommensniveau bzw. dem Wachstum des BIP und der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit
der Menschen. Vielmehr mehren sich soziale und gesundheitliche Probleme vor allem in Landern
mit hoher Einkommensungleichheit.*

— Eine Reduzierung der Gehaltsunterschiede zwischen Mannern und Frauen bei gleichzeitiger
Angleichung der geschlechtsspezifischen Erwerbsbeteiligungsquoten und allgemeiner
Arbeitszeitverklrzung waren ein entscheidender Beitrag flir mehr Geschlechtergerechtigkeit.

21 Bei jedem Instrument zur Wohlstandsmessung sollte daher das zugrunde liegende theoretische Konzept von Wohlstand
explizit gemacht und verstandlich erklart werden.” (Enquete Kommission, 20123, S. 12)

2 ,Bei der medialen Kommunizierbarkeit sollte auf eine pragnante Aussage abgehoben werden.” (Enquete Kommission,
20123, S. 14)

%% Deutschland gehort bekanntlich zu den Landern, in denen die Einkommensungleichheit im vergangenen Jahrzehnt am
starksten gestiegen ist (OECD, 2011). Zugleich ist die Lohnungleichheit zwischen Mannern und Frauen (gender pay gap) in
Deutschland mit am héchsten innerhalb der OECD (OECD, 2008).

% Layard (2005), Frank (2007), Wilkinson/Pickett (2009).



— Die hohe und steigende Ungleichheit in vielen Landern gilt zunehmend als zentrale Ursache der
Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2008.% In einigen Landern, wie insbesondere in den USA und
GroRbritannien, haben die unteren Einkommensgruppen auf den Riickgang ihrer relativen
Einkommen mit hoherer Verschuldung reagiert, was schlieRlich in Immobilien- und
Verschuldungskrisen miindete. In anderen Landern, u.a. in Deutschland, fiihrte die Stagnation
der Masseneinkommen zu einer schwachen Konsum- und Binnennachfrage und damit zu einer
starken Abhdngigkeit des Wachstums und der Beschaftigung vom Exportsektor und der
steigenden Verschuldung des Auslands.®

— In Deutschland ging die steigende Ungleichheit im letzten Jahrzehnt mit einer schwachen
Reallohnentwicklung und einem abnehmenden Anteil der verfliigbaren Einkommen der privaten
Haushalte zu Lasten der einbehaltenen Unternehmensgewinne einher. Da diese nicht in
entsprechendem Umfang zu hoheren Investitionen filihrten, bildet der Sektor der nicht-
finanziellen Kapitalgesellschaften in Deutschland seit etwa einem Jahrzehnt hohe Nettosparnisse
und tragt damit entscheidend zu den deutschen Leistungsbilanziiberschiissen bei. Zwar kann von
einer Investitionsschwache keine Rede sein. Eine andere Verteilung der gesamtwirtschaftlichen
Einkommen zu Gunsten der Arbeitnehmer dirfte sich aber positiv auf den privaten Konsum
auswirken, ohne die Investitionen zu schwichen.?’

— Die seit Jahren schwache Entwicklung der Binnennachfrage in Deutschland kdnnte
moglicherweise auch mit einer egalitdreren Beteiligung von Mannern und Frauen (und einem
Abbau des Gender Pay Gaps) verringert werden. Mehrere Studien weisen darauf hin, dass die
geringe Erwerbsbeteiligung dazu beitrdgt, dass die 6konomischen Risiken von Arbeitslosigkeit aus
Familiensicht in Deutschland groBer ist, was wiederum im Zusammenhang mit abnehmender
Statussicherung Uber das Lohnersatzleistungssystem und die sozialen Sicherungssysteme zu
vermehrtem Vorsichtssparen und schwachem Konsumwachstum fiihrt. Auerdem begrenzt die
niedrige Erwerbsbetdtigung von Frauen die Nachfrage im Bereich haushaltsnaher
Dienstleistungen.?®

— Eine hohe bzw. steigende Einkommensungleichheit fiihrt tendenziell zu einer hdoheren
Staatsverschuldung, weil ausgabenseitig hohere Transferzahlungen und die Bereitstellung
offentlicher Glter von den unteren Einkommensgruppen zur Abmilderung ihrer schlechten
relativen Einkommensentwicklung eingefordert werden, wahrend Personen mit hohen
Einkommen und Vermogen politischen Druck zur Vermeidung von Steuererhéhungen ausitiben
und Moglichkeiten zum Umgehen von Steuern ausloten. In einer Gesellschaft ohne Ungleichheit
waren alle Haushalte gleichermaRen Steuerzahler, Profiteure von staatlichen Leistungen und
Empfanger von Zinsen auf Staatsanleihen, so dass hohere Staatsverschuldung nicht zur
zeitweisen Verdrangung von Verteilungskonflikten benétigt wiirde.”

— SchlieBlich hangt die Verteilungsfrage eng mit der Okologischen Frage zusammen. Denn
umfassende Arbeitszeitverkirzungen, die zur Verringerung der Treibhausgasemissionen
unumganglich sein dirften, waren wegen des damit verbundenen Verzichts auf hohere
Einkommen fir einen GroRteil der Bevolkerung nur bei einer gleichmalRigeren
Einkommensverteilung attraktiv.>® Eine steigende Einkommensverteilung hingegen schafft

» Fitoussi/Stiglitz (2009, Rajan (2009).

% pullien et al., (2009), van Treeck/Sturn (2012).

7 pullien/Schieritz (2011), van Treeck/Sturn (2012).

%8 Carlin/Soskice (2009), Schettkat (2010).

 Roubini (2011), Azzimonti et al. (2012), Dauderstadt (2012).
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tendenziell Anreize zu langeren Arbeitszeiten und leistet einem statusorientierten Konsumismus
Vorschub.?' Dariiber hinaus gibt es vielféltige weitere Mechanismen, die dazu fiihren, dass
okologische Probleme durch Verteilungsschieflagen auf nationaler und internationaler Ebene
verscharft werden und die technischen Moglichkeiten in Richtung Entkopplung des BIP-
Wachstums vom Ressourcenverbrauch nicht ausgeschopft werden.*

Die Fokussierung auf das Thema Ungleichheit bedeutet nicht, dass die anderen Oberziele keine Rolle
spielen. Im Gegenteil: Das Herausheben sozialer Gerechtigkeit erlaubt ein Zusammendenken der
vielfaltigen Herausforderungen an unseren Wirtschafts- und Lebensstil und eine konkrete
Interpretation der breiteren, allgemein konsensfahigen Oberziele fir nachhaltigen Wohlstand.

Die Definition eines solchen Schwerpunktziels liefert statt einer technokratischen eine politische
Prazisierung der Wohlstandsdefinition, die durch die Oberziele vorgegeben ist. Die Verantwortung
der jeweiligen Regierung besteht dann darin, ihr ,,Weltbild“ innerhalb dieses Rahmens zu definieren
und zu pragnanten Aussagen anhand ausgewahlter Schlisselindikatoren zu verdichten, die sowohl
medial kommunizierbar sind als auch dem demokratischen Ideenstreit gerecht werden.

6 Zusammenfassung

Wie in der Studie dargestellt, ist ein moderner Wohlstandsbegriff viel breiter zu fassen als die
traditionellen Malizahlen zum Bruttoinlandsprodukt. Auch die Begrenzung der Staatsverschuldung,
wie sie nun sowohl im Grundgesetz mit der Schuldenbremse als auch absehbar auf EU-Ebene mit
dem Fiskalpakt festgeschrieben ist, kann keinen Wohlstandszuwachs garantieren. Ein integrativer
Politikansatz zielt auf die Verbesserung der Lebensbedingungen in einer Vielzahl von Dimensionen
bei Bewahrung der natirlichen Lebensgrundlagen ab, und diese Dimensionen miissen in eine
sinnvolle moderne Wobhlstandsdefinition einflieRen.

Wohlstand muss aber nicht nur anders definiert werden, sondern diese Definition muss auch in die
praktische Regierungsarbeit einflieRen. Zudem muss fiir einen politischen Erfolg die neue
Wohlstandsdefinition effektiv medial vermittelt werden, um die Uberlegenheit einer sozial-
okologisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik gegeniiber traditioneller Wirtschaftspolitik aufzuzeigen,
die auf Steigerung des BIP ohne Riicksicht auf Verteilungsfragen und 6kologische Fragen setzt.

Wir haben als Losung fir diese Herausforderung eine Reform des Stabilitdts- und
Wachstumsgesetzes von 1967 vorgeschlagen, mit einem neuen magischen Viereck mit den
Oberzielen materieller Wohlstand, okologische Nachhaltigkeit, soziale Nachhaltigkeit und
Zukunftsfahigkeit der Staatstatigkeit und der Staatsfinanzen. Diese Oberziele sollten in Einzelzielen
konkretisiert werden und in konkrete, Uberpriifbare, quantitative Zielquoten fiir Regierungshandeln
einflieRen, fiir deren Einhaltung sich die Regierung in einem neuen ,Jahreswohlstandsbericht”
rechtfertigen muss. Wir glauben, dass lber einen solchen Rahmen Wirtschaftspolitik in Deutschland

*! Freeman (2008), Stiglitz (2008), Frank (2007).

32 Boyce (2002), Wilkinson/Pickett (2009). Generell gilt: , Technologische Innovationen kénnen nur in Verbindung mit
institutionellen, sozialen und kulturellen Innovationen zu Entkopplung und Reduktion fihren.” (Enquete Kommission,
2012b, S. 12)



besser strategisch ausrichtbar wird und leichter normative Wertungen und Ziele diskutiert werden
kénnen.

Literatur

Azzimonti, M., de Francisco, E., Quadrini, V. (2012): “Financial globalization, inequality, and the
raising of public debt”, Federal Reserve Bank of Philadelphia Working Paper, February 2012

Boyce, J. (2002): The Political Economy of the Environment, Cheltenham—Northampton.

Bundesministerium fir Wirtschaft und Technologie (2012): Nationales Reformprogramm 2012,
Berlin.

Carlin, W., Soskice, D. (2007): "Reformen, makrookonomische Politik und Wirtschaftsentwicklung
Deutschland, in: Schettkat, R., Langkau, J. (Hrsg.): Aufschwung fir Deutschland: Pladoyer
international renommierter Okonomen fiir eine bessere Wirtschaftspolitik, 105-164.

Conseil d’Analyse Economique, Sachverstandigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung (CAE/SVR) (2010): Wirtschaftsleistung, Lebensqualitit und Nachhaltigkeit: Ein
umfassendes Indikatorensystem. Expertise im Auftrag des Deutsch-Franzésischen Ministerrates,
Wiesbaden.

Dauderstadt, M. (2012): Staatsschulden, Demokratie und Ungleichheit WISO direkt, Freidrich-Ebert-
Stiftung.

Dullien, S. (2012): Reinventing Europe: Explaining the Fiscal Compact, European Council on Foreign
Relations Commentary,
http://ecfr.eu/content/entry/commentary_reinventing_europe_explaining_the_fiscal_compact,
(letzter Zugriff: 10.8.2012).

Dullien, S., Herr, H., Kellermann, C. (2009): Der gute Kapitalismus...und was sich dafiir nach der Krise
andern miusste. Bielefeld.

Dullien, S., Schwarzer, D. (2009): Die Eurozone braucht einen auBenwirtschaftlichen Stabilitatspakt,
in: SWP-Aktuell, 27, URL: http://www.swp-berlin.org/common/get_document.php?asset_id=6030
(letzter Zugriff:20.08.2012).

Dullien, S., Schieritz, M. (2011): Die deutsche Investitionsschwache: Die Maéar von den
Standortproblemen, Wirtschaftsdienst, Zeitschrift fiir Wirtschaftspolitik 91(7), 458-464.

Dullien, S., van Treeck, T. (2012): Ziele und Zielkonflikte der Wirtschaftspolitik und Ansatze flr einen
neuen sozial-6kologischen Regulierungsrahmen. Expertise im Auftrag der Abteilung Wirtschafts- und
Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Wiso Diskurs, Bonn.

Enquete Kommission (2012a): Arbeitsbericht Projektgruppe 2 ,Entwicklung eines ganzheitlichen
Wohlstands- bzw. Fortschrittsindikators”, Kommissionsdrucksache 17(26)72 neu.




Enquete Kommission (2012b): Zwischenbericht Projektgruppe 3 , Wachstum, Ressourcenverbrauch
und technischer Fortschritt — Moglichkeiten und Grenzen der Entkopplung”, Kommissionsdrucksache
17(26)81.

Fitoussi, J.-P., Stiglitz, J. (2009): The Ways Out of the Crisis and the Building of a More Cohesive
World, Document de Travail, OFCE (17), 471-482.

Frank, R. (2007): Falling Behind: How Rising Inequality Harms the Middle Class, University Of
California Press.

Freeman, R. (2008): Why do we work more than Keynes expected?, in L. Pecchi & G. Piga, eds.,
Revisiting Keynes: Economic Possibilities for Our Grandchildren, MIT Press, 135-142.

Horn, G. A,, Niechoj, T., Tober, S., van Treeck, T., Truger, A. (2010): Reform des Stabilitdts- und
Wachstumspakts: Nicht nur o6ffentliche, auch private Verschuldung zahlt, IMK Report Nr. 51,
Disseldorf, URL:  http://www.boeckler.de/pdf/p imk report 51 2010.pdf (letzter  Zugriff:
20.08.2012).

Institut flr Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (2011): Studie zur Wahrnehmung und
Bericksichtigung von Wachstums- und Wohlstandsindikatoren im Auftrag der Enquete-Kommission
»Wachstum, Wohlstand, Lebensqualitat” des Deutschen Bundestages, Berlin.

Krupp, H.-J., Zapf, W. (1972): Zur Rolle alternativer Wohlstandsindikatoren bei der Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Frankfurt am Main und Mannheim (mimeo) (wiederabgedruckt
als RatSWD Working Paper Nr. 171, Berlin 2011)

Layard, R. (2009, engl. 2005): Die glickliche Gesellschaft: Was wir aus der Gliicksforschung lernen
kénnen, Frankfurt a.M.

OECD (2008): Women and Men in OECD Countries, Paris.

OECD (2011): Divided We Stand: Why Inequality Keeps Rising, Paris.

Priewe, J., Rietzler, K. (2010): Deutschlands nachlassende Investitionsdynamik 1991-2010.
Ansatzpunkte fur ein neues Wachstumsmodell. WISO Diskurs, Friedrich-Ebert-Stiftung.

Rajan, R. (2012, engl. 2010): Fault Lines — Verwerfungen: Warum sie noch immer die Weltwirtschaft
bedrohen und was jetzt zu tun ist, Miinchen.

Roubini, N. (2011): The instability of inequality, http://www.project-syndicate.org/commentary/the-
instability-of-inequality (letzter Zugriff, 21.8.2012)

Schettkat, R. (2010): Dienstleistungen zwischen Kostenkrankheit und Marketization, WISO Diskurs,
Friedrich-Ebert-Stiftung.

Stiglitz, J. E. (2008): Toward a general theory of consumerism: Reflections on Keynes’ economic
possibilities for our grandchildren, in L. Pecchi & G. Piga, eds., Revisiting Keynes: Economic
Possibilities for Our Grandchildren, MIT Press, 41-86.



http://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_51_2010.pdf
http://www.project-syndicate.org/commentary/the-instability-of-inequality
http://www.project-syndicate.org/commentary/the-instability-of-inequality

Stratmann-Mertens, E., R. Hickel und J. Priewe (Hg.) (1991): Wachstum: Abschied von einem Dogma.
Kontroverse liber eine 6kologisch-soziale Wirtschaftspolitik, Frankfurt (Main).

The Economist (2012): True Progressivism. The new politics of capitalism and inequality, 13. Oktober
2012.

Tiemann, H., Wagner, G. (2012a): ,Jenseits des BIP“ — Zur Organisation der Politikberatung zur
Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland, RatSWD Working Paper Series, Nr. 199, Berlin.

Tiemann, H., Wagner, G. (2012b): ,Wir brauchen eigene Sachverstindige”, Financial Times
Deutschland vom 24.9.2012, Hamburg.

van Treeck, T. (2012): Wohlstand ohne Wachstum braucht gleichmaRige Einkommensverteilung, in:
Aus Politik und Zeitgeschichte, 62, 32-38.

van Treeck, T., Sturn, S. (2012): Income inequality as a cause of the Great Recession? A survey of
current debates, Conditions of Work and Employment Series No. 39, International Labour Office,
Genf.

Wagner, Gert G., (2011), »Beyond Progress« statt »Beyond GDP« - Neuer Fortschritt — worum es
wirklich geht, in: Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 3, S. 32-34.

Watt, A. (im Erscheinen): Work less to pollute less?, ETUlI Working Paper

Wilkinson, R., Pickett, K. (2009): Gleichheit ist Gliick. Warum gerechte Gesellschaften fiir alle besser
sind, Hamburg.




Publisher: Hans-Bockler-Stiftung, Hans-Bockler-Str. 39, 40476 Diisseldorf, Germany
Phone: +49-211-7778-331, IMK@boeckler.de, http://www.imk-boeckler.de

IMK Policy Brief is an irregular online publication series available at:
http://www.boeckler.de/imk 5036.htm

The views expressed in this paper do not necessarily reflect those of the IMK or the

Hans-Bockler-Foundation. H ans B OC kl er
Stiftung mm

All rights reserved. Reproduction for educational and non-commercial purposes is
permitted provided that the source is acknowledged.



mailto:IMK@boeckler.de
mailto:IMK@boeckler.de
http://www.boeckler.de/imk_5036.htm

	Zusammenfassung
	Ziele und Zielkonflikte der Wirtschaftspolitik und Ansätze für Indikatoren und Politikberatung
	1 Einführung
	2 Wirtschaftspolitische, finanzpolitische, ökologische und   soziale Zielvorgaben durch EU- und nationales Recht
	3 Was fehlt für echte Nachhaltigkeit, Wohlstand und Stabilität?
	4 Ein neuer Regulierungsrahmen für Nachhaltigkeit,   Wohlstand und Stabilität
	4.1 Ziele des neuen Regulierungsrahmens
	4.2 Ein neues magisches Viereck für das 21. Jahrhundert
	4.3 Reform des Sachverständigenrates
	4.4 Vom Jahreswirtschafts- zum Jahreswohlstandsbericht
	4.5 Verknüpfung mit der europäischen Ebene
	4.6 Auswahl der Einzelindikatoren

	5 Welche Wirtschaftspolitik mit dem neuen Regulierungsrahmen ?
	5.1 Neuer Regulierungsrahmen erleichtert politische   Schwerpunktsetzung
	5.2 Einkommensverteilung als wirtschaftspolitisches Querschnittsthema

	6 Zusammenfassung
	Literatur

